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Weiterbildungspolitik

Politische Positionen zum quartären Bildungssektor



1.	Eine schwer überschaubare Debatte



Bildung ist auf dem Wege, wieder zum Megathema zu werden. Dies gilt insbesondere auch für die Weiterbildung, deren Beitrag zur ”Zukunftsfähigkeit” der Gesellschaft allerorten beschworen wird. Anders aber als etwa bei der Schulpolitik, deren Themen oft landespolitische Klassiker sind und sich vielfältig publizistisch niederschlagen, findet Weiterbildungspolitik kein gesteigertes öffentliches Interesse. Es gibt eine Diskrepanz zwischen der öffentlichen Betonung der wachsenden Wichtigkeit von Weiterbildung einerseits und der öffentlichen Wahrnehmung des notwendigen Streits über die politische Ausgestaltung ihrer Rahmenbedingungen andererseits. Der schulpolitische Sprecher einer oppositionellen Landtagsfraktion kann sich bei seiner Anklage der Mängel des Schulsystems der öffentlichen Aufmerksamkeit sicher sein, eine weiterbildungspolitische Sprecherin, so es sie überhaupt gibt, wird oftmals Schwierigkeiten haben, überhaupt eine Pressemeldung zu lancieren.



Dabei herrscht kein Mangel an kontroversen Standpunkten und unterschiedlichen Diskutanten. Die Teilnehmer am weiterbildungspolitischen Diskurs werden im folgenden zunächst eher formal denn inhaltlich dargestellt. Sie kommen im wesentlichen aus sechs gesellschaftlichen Bereichen:

 

Unterschiedliche staatliche (und zwischenstaatliche) Ebenen bis hinunter in die Gemeinden sind verantwortlich für Gestaltung des vierten Bildungssektors.



Unterschiedliche Wissenschaftsdisziplinen haben den quartären Bereich seit seiner Herausbildung kritisch begleitet, Stärken und Schwächen vermeldet und Forderungen zu seiner Ausgestaltung formuliert.



Vor allem im Bereich der beruflichen Weiterbildung vertritt die Arbeitgeberseite ihre Positionen mit großem Nachdruck.



Die gewerkschaftliche Seite nimmt sich seit einiger Zeit verstärkt der Weiterbildung an. Eine Gewerkschaft, die GEW, hat innerorganisatorische Reformen eingeleitet, um den Herausforderungen, die das Wachstum der Weiterbildung mit sich bringt, besser begegnen zu können.



Die bestimmenden politischen Parteien entwickeln in unterschiedlichem Ausmaß Programmatiken zur Weiterbildung. 



Schließlich agieren die Weiterbildungseinrichtungen selbst – in völlig unterschiedlicher Intensität und mit völlig unterschiedlichen Ansprüchen - politisch.



Der Diskurs wird nur selten, auf Fachkongressen etwa oder in parlamentarischen Anhörungen, partiell gebündelt. Die so oft beklagte, seltener gepriesene Uneinheitlichkeit, Unüberschaubarkeit des Weiterbildungssektors findet ihre Entsprechung in der politischen Debatte: Sie ist nur schwer zu überschauen.





1.1 Staatliche (und überstaatliche) Verantwortungsebenen



Ohne die Möglichkeit konkreter Einwirkungsmöglichkeiten, aber mit dem Anspruch, ”Normengeberin für ihre Mitgliedsstaaten” zu sein, befaßt sich die UNESCO nicht nur umfassend mit Bildungsfragen, besonders streicht sie das Lernen im Erwachsenenalter heraus. Anfang 1993 wurde eine Internationale Kommission ”Bildung für das 21. Jahrhundert” unter dem Vorsitz von Jacques Delors eingesetzt, nach der ”das Konzept des lebenslangen Lernens...der Schlüssel zum 21. Jahrhundert” sei.� 1997 fand in Hamburg die Fünfte Internationale UNESCO-Konferenz über Erwachsenenbildung (CONFINTEA) statt, die ”die Grundlinien einer Erwachsenenbildungspolitik der Zukunft” festlegen wollte. Die Konferenz verabschiedete eine ”Hamburger Deklaration zum Lernen im Erwachsenenalter” und eine ”Agenda für die Zukunft des Lernens im Erwachsenenalter”, denen die Bundesregierung eine ”möglichst breite Wirkung” wünschte. In der Deklaration heißt es: ”Der Staat ist weiterhin der wichtigste Garant für die Gewährleistung des Rechts auf Bildung für alle...” Und in der Agenda wird gefordert, ”mindestens 6% des Bruttosozialprodukts der Mitgliedsstaaten in Bildung zu investieren”, wovon ”ein gerechter Anteil” in die Erwachsenenbildung fließen soll.� 



Auch die 25 Bildungsminister der OECD haben 1996 einen umfangreichen Maßnahmekatalog� für eine weltweite Bildungsreform mit dem lebenslangen Lernen im Zentrum vorgelegt.



	Im Gegensatz zu den Empfehlungen von UNESCO und OECD wirkt die Weiterbildungspolitik der Europäischen Union viel direkter auf die Bundesrepublik ein. Verschiedene europäische Bildungsprogramme sind mit erheblichen Geldsummen ausgestattet, und im Maastricher Vertrag sind Grundsätze, wie Fremdsprachenerwerb, Mobilität, Kooperation zwischen Bildungseinrichtungen, festgeschrieben. Allerdings sind die Mitgliedsstaaten in ihrer Bildungs- und Berufsbildungspolitik autonom und können nicht gezwungen werden, ihre Rechtsvorschriften zu harmonisieren. 



Die Kompetenzen des Bundes für die Weiterbildung beziehen sich wesentlich auf die berufliche Weiterbildung. Die Regierungspolitik findet ihren Niederschlag in verschiedenen Gesetzen, von denen das Berufsbildungsgesetz (BBiG) und das Sozialgesetzbuch III (Arbeitsförderungsrecht) sicher die wichtigsten sind. Das zuständige Bundesbildungsministerium betonte ständig und vehement die große und wachsende Bedeutung der Weiterbildung, in seinem praktischen Handeln sind große Veränderungsschritte aber bisher ausgeblieben. Anfang der achtziger Jahre richtete das Ministerium die Konzertierte Aktion Weiterbildung (KAW) ein, in der über fünfzig Verbände, Experten und Institutionen sich mit der Reform des Weiterbildungssektors beschäftigen und Empfehlungen verabschieden. In letzter Zeit ist die KAW in eine Krise geraten. Im Geschäftsbereich des Bildungsministeriums ist das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) in Berlin angesiedelt, das hilft, die berufliche Weiterbildung zu erforschen, und das u. a. wichtige Empfehlungen liefert, die in das Verwaltungshandeln einfließen und die Weiterbildungsrealität mitgestalten. Ebenfalls vom Bundesbildungsministerium (kofinanziert mit EU-Mitteln) wird im wesentlichen die Arbeitsgemeinschaft Betriebliche Weiterbildungsforschung (QUEM) getragen, die sich überwiegend mit der weiterbildungspolitischen Einflußnahme auf die Umgestaltung in den neuen Ländern befaßt.



Bei der Auseinandersetzung des Deutschen Bundestages mit Fragen der Weiterbildungspolitik sei für die letzten Jahre auf zwei Ereignisse verwiesen, die die politischen Unterschiede der im Parlament vertretenen Kräfte ausleuchten. 1990 legte die Enquete-Kommission ”Zukünftige Bildungspolitik – Bildung 2000” ihren Schlußbericht� vor, der (neben anderen Bereichen) für die Weiterbildung ein Mehrheits- und ein Minderheitenvotum enthielt. 1997 antwortete die Bundesregierung� auf eine Große Anfrage der SPD-Fraktion zum lebensbegleitenden Lernen,� in der 91 Fragekomplexe angesprochen wurden. 



Die Länder haben hauptsächlich im Bereich der sog. allgemeinen und politischen Weiterbildung die Gesetzgebungskompetenz, welche vorwiegend durch Erwachsenenbildungs-, Volkshochschul- oder Bildungsurlaubsgesetze ausgefüllt wird. In den Ländern Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen gibt es – durch Namensgebung explizit so bezeichnete - Weiterbildungsministerien. Verschiedene Bundesländer haben Studien zur Situation der Weiterbildung veranlaßt,� die in unterschiedlichem Umfang die Weiterbildungstätigkeit in den einzelnen Ländern dokumentieren, Probleme benennen und politische Zielsetzungen formulieren. 



Im Zuge der Debatte um das lebenslange Lernen fehlt auch bei den Schulpolitikern und -politikerinnen der Hinweis auf die Notwendigkeiten der Weiterbildung immer seltener. Ein Beispiel hierfür ist die berühmt gewordene Denkschrift der Bildungskommission Nordrhein-Westfalen ”Zukunft der Bildung – Schule der Zukunft”, die beruflicher Bildung und Weiterbildung ein eigenes Kapitel und dem lebenslangen Lernen einen eigenen Abschnitt widmet.�



Die Kultusministerkonferenz (KMK) hat 1964 und 1971 Empfehlungen zur Erwachsenenbildung verabschiedet. 1964 forderte sie vor allem eine intensivere Förderung der Erwachsenenbildungseinrichtungen und 1971 eine engere Verknüpfung mit Umschulung und Fortbildung. Die ”Dritte Empfehlung der Kultusministerkonferenz zur Weiterbildung” vom Dezember 1994 � will die Veränderungen der letzten zwanzig Jahre aufgreifen. In der KMK gibt es einen eigenen Hauptausschuß Fort- und Weiterbildung, was die Bedeutung unterstreicht, die die Kultusminister der Weiterbildung zumessen.�



Schließlich ist auch die kommunale Ebene mit Weiterbildungspolitik befaßt. In vielen Kreisen und Gemeinden sind die Volkshochschulen kommunale Einrichtungen, die zwar Landesgesetzen unterliegen, aber große gestalterische Freiräume über Leitung, Finanzierung und kommunalpolitische Willenserklärung lassen. Über die Volkshochschultitel hinaus verfügen die Kommunalhaushalte über entsprechend deklarierte Weiterbildungshaushalte, aber auch über Haushalte, die völlig verschiedenen Ressorts unter völlig unterschiedlichen Namensschildchen zugeordnet, aber faktische Weiterbildungshaushalte sind.� Die Spannbreite ist enorm und kann nicht annähernd aufgeführt werden.�



Die Bedeutung, die die einzelnen Kommunen ihren weiterbildungspolitischen Möglichkeiten zumessen, ist wohl sehr unterschiedlich ausgeprägt. Offiziell spricht der (damalige) Präsident des Deutschen Städtetages davon, daß ”die Städte, Gemeinden und Kreise...die Weiterbildung, allgemeine und berufliche Weiterbildung, schon seit Jahrzehnten als wesentlichen Bestandteil der kommunalen Daseinsvorsorge erkannt (haben). Weiterbildung ist im kommunalen Raum unverzichtbares Element jeder Strukturentwicklung und Wirtschaftsförderung.”�





1.2 Wissenschaft



Die Rolle der Wissenschaft bei der Formulierung weiterbildungspolitischer Forderungen hat Tradition. Der Deutsche Ausschuß für das Erziehungs- und Bildungswesen, der 1960 mit seinem Gutachten ”Zur Situation und Aufgabe der deutschen Erwachsenenbildung”� erstmals forderte, daß die Erwachsenenbildung zu einem unentbehrlichen Teil des öffentlichen Bildungswesens werden sollte (s. u.), war überwiegend mit Wissenschaftlern, dabei vorwiegend Pädagogen, besetzt. Die Rolle als Politikberater haben Wissenschaftler/innen für den Weiterbildungssektor seitdem so durchgehalten, daß in Zusammenhang mit der Verabschiedung von Weiterbildungsgesetzen Peter Krug sogar von einer ”scheinbaren Dominanz” der Wissenschaft spricht.� 



Als jüngstes Beispiel der Einbindung von Erwachsenenbildungswissenschaftlern in die politische Auseinandersetzung und die Formulierung von Entwicklungsvorschlägen mag das ”Hamburger Manifest zur Weiterbildung”� gelten, das anläßlich des ”Lernfestes” im Mai 1998 und ”der wachsenden Lücke zwischen Sonntagsreden und tatsächlichem Handeln” verabschiedet worden ist.



In zahllosen Veröffentlichungen haben Wissenschaftler/innen sich politisch positioniert. Ihre Bedeutung für die Weiterbildungspolitik ist wohl auch deshalb so groß, weil das Weiterbildungspersonal – von Ausnahmen abgesehen - noch weit davon entfernt ist, sich politisch zu artikulieren, und weil Wissenschaftler/innen so einen Part mit übernehmen müssen, der im öffentlichen Schulwesen ganz selbstverständlich von den Lehrkräften auf dem Dienstweg oder über die Berufs- oder Standesorganisationen wahrgenommen wird. Es sind aber nicht nur Pädagogen, die sich wissenschaftlich (und politisch) mit dem Weiterbildungssektor auseinandersetzen. Traditionell ist Weiterbildung auch ein Beobachtungsfeld der Soziologie und - in letzter Zeit mit der zunehmenden Marktorientierung der Weiterbildungseinrichtungen immer häufiger - eins der ökonomischen Disziplinen.





1.3	Wirtschaft



Die berufliche Weiterbildung haben Unternehmen und ihre Verbände seit jeher als ihre Einflußzone betrachtet. Selbstverständlich formulieren die Spitzenverbände der Wirtschaft aber auch Anforderungen an das gesamte Bildungs- und Weiterbildungssystem, die programmatisch unter dem Namen ”Differenzierung, Durchlässigkeit, Leistung” zusammengefaßt sind.� Dem Schlankheitsgebot der Unternehmen solle sich auch das Bildungswesen anschließen.� Hans Peter Stihl appelliert an die Politik, ”endlich ernst zu machen mit der Gleichwertigkeit allgemeiner und beruflicher Bildung. Es muß Schluß sein mit der Förderung einer einseitig sozial ausgerichteten Bildungspolitik ohne Leistungsansprüche. Während Schulen und Hochschulen zum Nulltarif und ohne finanzielles Risiko besucht werden können, verlangen wir von den Beschäftigten, sich in der Freizeit weiterzubilden und finanzielle Opfer zu bringen. Mit dieser einseitigen Politik trägt der Staat zur Schieflage unseres Bildungssystems direkt mit bei.”�



Das Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung� propagiert ”das in der Weiterbildung unabdingbare marktwirtschaftliche Grundprinzip der freien Konkurrenz von betrieblichen und außerbetrieblichen Trägern und Angeboten”,� ebenso wie der Deutsche Industrie- und Handelstag die weitere Deregulierung der beruflichen Weiterbildung fordert� und jede weiterbildungsgesetzliche Regelung ablehnt.� Der DIHT gibt eine jährliche Buchreihe ”Berufsbildung, Weiterbildung, Bildungspolitik” heraus, in der nicht nur bildungspolitische Beiträge veröffentlicht werden, sondern auch Statistiken über die Weiterbildungsarbeit der Industrie- und Handelskammern. Bedeutend sind die Weiterbildungskongresse des DIHT, die 1983, 1987, 1990, 1993 und 1996 stattfanden. An dem 96er Kongreß ”Qualifizieren für den internationalen Standort-Wettbewerb”, dem ein ”10-Punkte-Programm der Wirtschaft zur beruflichen Weiterbildung” vorlag, nahmen über 1.000 Fachleute teil.�



Eine wichtige Rolle bei der Formulierung weiterbildungspolitischer Grundsätze und Forderungen spielt das Institut der deutschen Wirtschaft (IW). Das Kölner Institut formuliert Grundsatzpositionen, die die Debatte nachhaltig bestimmen.�



Der Einfluß der Unternehmen und ihrer Verbände auf die berufliche Weiterbildung ist so groß, weil sie den größten Anteil der Kosten tragen und die Weiterbildungsmaßnahmen vielfach in eigener Regie veranstalten.� ”Die Schule der Nation ist der Betrieb,” lautet ihr Credo.� Die Gewerkschaften befürchten sogar, daß die Arbeitgeber nach der ”Alleinherrschaft in der beruflichen Weiterbildung” greifen.� Der Koordinierungskreis Berufliche Weiterbildung (KKWB), der 1985 als Clearingstelle zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften zu Fragen der beruflichen Weiterbildung geschaffen wurde, führte zu keiner wirkungsvollen Abstimmung der Interessen der Sozialparteien.�



Regional und lokal haben die Kammern großen Einfluß, vor allem auf die berufliche Weiterbildung, zum einen, weil sie Prüfungen abnehmen, zum anderen, weil ihre eigene Tätigkeit als Bildungsträger oft bedeutend ist. Hinzu kommt auf regionaler Ebene das Gewicht einzelner Großunternehmen, die vermehrt ihr internes Bildungswesen in neugegründete, sich auf dem Markt bewegende Weiterbildungsgesellschaften auslagern.





1.4 Gewerkschaften



 Wie auf der Arbeitgeberseite auch gibt es auf gewerkschaftlicher Seite mehrere Zentren, die sich mit Weiterbildungspolitik befassen. Der Deutsche Gewerkschaftsbund positioniert sich neben grundlegenden Fragen des Bildungssystems vor allem im Bereich der beruflichen Weiterbildung. Jüngst ist ein Appell des DGB zum Handeln, ”Bewegt Bildung”, veröffentlicht worden, der eine neue Bildungsreform fordert.� Kurz zuvor erschien eine Plattform zur Weiterbildung, die den Ausbau des vierten Bildungsbereichs fordert. Die Plattform wurde nicht nur von führenden Gewerkschaftern unterschrieben, neben Wissenschaftler/innen haben auch Oskar Lafontaine und Rita Süßmuth unterzeichnet.� 



Die Industriegewerkschaft Metall (IGM) hebt ebenfalls hauptsächlich auf die berufliche Bildung ab, während die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) sämtliche Bereiche des Weiterbildungssektors in den Blick nimmt, zum einen, weil sie den Anspruch erhebt, die Bildungsgewerkschaft zu sein, zum anderen aber auch, weil sie quer durch alle Weiterbildungsbereiche Mitglieder organisiert.� Die GEW steht so für Bildungspolitik und Interessensvertretung der Beschäftigten. 1993 hat sie ein weiterbildungspolitisches Programm verabschiedet und seitdem umfangreiche Materialien zu vielen Problemen der Weiterbildung erarbeitet. Neben dem Bundesverband der GEW entwickeln einige Landesverbände, die aufgrund des Kulturföderalismus weitestgehend autonom agieren, Initiativen zur Weiterbildungspolitik.� Dagegen blieb das Engagement der Gewerkschaft ÖTV� zum Thema episodenhaft.



 Die Deutsche Angestelltengewerkschaft (DAG) hat im September 1994 Zielvorstellungen zur Bildungspolitik mit einem breiten Weiterbildungsteil veröffentlicht, die ihr vorheriges Konzept von 1975 aktualisieren. Die ein dreiviertel Jahr später erschienenen ”Thesen der DAG zur Weiterbildung” vom Juli 1995 verstehen sich auch als ”eine Hilfestellung zur Beschreibung der Position der DAG-Bildungseinrichtungen”.�



Auf gewerkschaftlicher Seite spielt schließlich der Arbeitskreis der Gesamtbetriebsräte überregionaler Weiterbildungsträger eine wichtiger werdende politische Rolle. In dem Arbeitskreis sind Gesamtbetriebsräte aus fünf Gewerkschaften vertreten, die die einzige branchenweite Vertretung der Einrichtungen darstellen, die Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen (seit 01.01.98 Maßnahmen der Förderung der beruflichen Weiterbildung) im Auftrag der Bundesanstalt für Arbeit durchführen.� Der Arbeitskreis repräsentiert Zehntausende Beschäftigte, ist unabhängig und arbeitet mit der GEW zusammen. Sein politisches Handeln ist auf die Rahmenbedingungen der arbeitsmarktpolitischen Bildungsmaßnahmen bezogen. �





1.5 Parteien



Die nach außen getragene weiterbildungspolitische Arbeit der Parteien� ist sehr unterschiedlich entwickelt. CDU und FDP zehren von langer Regierungsbeteiligung. Ihre Vorstellungen sind durch Regierungshandeln zum großen Teil umgesetzt, entsprechend schwächer ausgeprägt scheint die Notwendigkeit, Programmatiken zu entwickeln. So verweist die Pressestelle der CDU auf Reden des Bundesbildungsministers Rüttgers, und die ”Grundsätze der CDU im Bereich der Weiterbildung” umfassen gerade eine Schreibmaschinenseite. Aus dem Jahre 1990 stammen ”Leitsätze zur Weiterbildung”, die der Bundesfachausschuß Kulturpolitik verabschiedet hat.� Nicht besser sieht es bei der F.D.P. aus. Im 112seitigen ”Wahlprogramm der Liberalen zur Bundestagswahl 1998” sind immerhin zwölf Seiten ”für eine Bildungsoffensive” reserviert, der Weiterbildung ist darin aber nur etwas mehr als eine halbe Seite gewidmet, auf der der Wettbewerb gelobt und Eingriffe in den Weiterbildungsmarkt abgelehnt werden.�



 	Naturgemäß sieht dies bei den Oppositionsparteien der 16jährigen Kohl-Ära anders aus. Über das Internet teilen Bündnis 90/Die Grünen mit, daß sie ein Bundesrahmengesetz zur Weiterbildung fordern und lebenslanges Lernen unverzichtbar sei. Auf 23 Seiten hat die Bundesarbeitsgemeinschaft Bildung von B 90/ Grüne ihre Vorstellungen von der ”Reform der beruflichen Bildung und Weiterbildung” 1998 aufgeschrieben.� Und Ende 1997 hatte die Fraktion einen Antrag im Bundestag eingebracht, der forderte, die berufliche Weiterbildung in Deutschland auszubauen.� Schon 1996 hatte sich die Fraktion ein Gutachten� vorlegen lassen, in dem Handlungsmöglichkeiten für die Weiterbildung ausgelotet werden.



1991 verabschiedete der Bremer Parteitag der SPD ein Programm ”Weiterbildung für eine menschliche Zukunft”, das die ”Sozialdemokratischen Grundsätze zur Weiterbildung” von Mitte der 70er Jahre fortschrieb.� Auf die Große Anfrage der SPD-Fraktion von 1997 ist bereits oben hingewiesen worden. Als Reaktion auf die Antwort der Bundesregierung stellte die SPD einen Antrag, der als Leitlinie für ihre künftige Politik zur Weiterbildung gelten kann. Nach zwölf Grundsätzen, von integrativer Weiterbildung bis Planung und Koordination in der ”lernenden Region”, soll der Ausbau der Weiterbildung organisiert werden,� wobei allerdings keine explizite Forderung nach einem Bundesrahmengesetz mehr enthalten ist, was in einem SPD-Antrag im Bundestag vier Jahre zuvor noch der Fall war.� 

In ihrer Koalitionsvereinbarung vom Oktober 1998 legen sich SPD und Grüne auf den ”Ausbau und die Verankerung der Weiterbildung als vierte(r) Säule des Bildungssystems” fest. ”Die Notwendigkeit des lebenslangen Lernens macht eine enge Verzahnung zwischen Berufsleben und Weiterbildung erforderlich. Für die Weiterbildung werden die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß die Vielfalt der Träger, die Qualität und Vergleichbarkeit der Abschlüsse sowie die Transparenz der Angebote gesichert wird. Die politische Jugend- und Erwachsenenbildung wollen wir stärken.”�



Vom Volumen her äußerst dünn, von den Folgerungen her aber weitreichend sind die Forderungen der PDS. Die Möglichkeiten bezahlter Freistellung sollen verbessert und das Recht auf Bildung, einschließlich des lebenslangen Lernens, ins Grundgesetz und die Länderverfassungen als Grundrecht mit Individualanspruch aufgenommen werden.�





1.6 Weiterbildungseinrichtungen



 	Politischen Einfluß sucht auch ein Teil der einzelnen Weiterbildungseinrichtungen zu nehmen. Man sollte erwarten, daß sie dafür Interessensverbände nutzen. Aber diese Erwartung hat keine Entsprechung in der Wirklichkeit. Bislang war die Konkurrenz der Einrichtungen untereinander immer noch stärker als ihre gemeinsamen Interessen gegenüber Politik und Finanziers, so daß jeder Träger allein oder in partiellen Bündnissen mit anderen Politik betreibt. Es existieren zwar Verbände, zum Beispiel der Verband Deutscher Privatschulen (VDP) oder der Profil-Verband, aber keiner kann von sich behaupten, auch nur annähernd einen relevanten Teil von Einrichtungen zu vertreten.� Und auch die temporären Bündnisse einzelner Träger sind eher fragil. Wie kurios die Verhältnisse sind, wird daran deutlich, daß der Arbeitskreis der Gesamtbetriebsräte überregionaler Weiterbildungsträger zusammen mit der GEW seit Jahren versucht, die Gründung eines Arbeitgeberverbandes anzuschieben (um einen Tarifpartner zu bekommen). Ergebnis ist bislang lediglich, daß die Geschäftsleitungen der drei (sehr) großen Bildungswerke Internationaler Bund (IB), Berufsfortbildungswerk des DGB (bfw) und Bildungswerk der DAG im November 1997 erstmals eine gemeinsame Erklärung ”Für die Stärkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland – Für berufliche Weiterbildung” verabschiedet und in einer gemeinsamen Pressekonferenz vorgestellt haben.� Aber selbst so ein beschränktes gemeinsames Vorgehen stellt immer noch die absolute Ausnahme dar. 



Überregionalen politischen Einfluß können in der Regel nur Träger einer bestimmten Größe ausüben, die unter einem Dachverband leben. Sie haben manchmal publizistische oder lobbyistische Möglichkeiten, mitunter werden sie um fachliche Stellungnahmen von politischen Entscheidungsträgern gebeten. Dies trifft etwa für die Deutsche Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung, die Katholische Bundesarbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung oder den Deutschen Volkshochschulverband und seine Landesverbände zu. Besondere politische Durchsetzungsfähigkeit kann man allen bislang erwähnten Zusammenschlüssen von Weiterbildungseinrichtungen nicht attestieren. Alle Erfahrungen haben bisher nicht dazu geführt, daß gleiche Interessen von Weiterbildungseinrichtungen nennenswert gebündelt vorgetragen worden wären.





2. Wandel und Weiterbildung



Aufgabe und Bedeutung der Weiterbildung werden seit ihrer relativen institutionellen Verfestigung üblicherweise mit gesellschaftlichen und technischen Umwälzungen und Anforderungen begründet. Einerseits muß sich der vierte Bildungsbereich immer wieder und immer neu legitimieren, andererseits werden ihm ”von außen” Aufgaben zugewiesen, für die er in Dienst genommen werden soll. 



2.1 Impulse des Wandels



 	Der Bericht der baden-württembergischen Kommission Weiterbildung von 1984 markierte einen Wendepunkt, weil er den Neubeginn einer eingeschlafenen weiterbildungspolitischen Debatte darstellte.� Als globale gesellschaftliche Herausforderungen gelten Mitte der 80er Jahre der Hunger, die Bevölkerungsexplosion, die Knappheit der natürlichen Ressourcen, die Umweltgefahren und die Gefahren der weltweiten Rüstung (Nuklearkrieg). Als nationale gesellschaftliche Herausforderungen kommen die Überlastung der Institutionen, das Mißtrauen gegenüber Eliten, die Arbeitslosigkeit, der wirtschaftliche Strukturwandel, die Kostenexplosion der sozialen Sicherung und die Behinderung privater Initiativen durch staatliche Reglementierung hinzu. Einen anderen Zugang zum ”Verständnis der Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte” wählt das Gutachten über die Untersuchung sozialstruktureller Veränderungen. Hier werden auf die Bildungsexpansion, die Ausweitung der Transfereinkommen, die ausländische Bevölkerung und neue Ausleseprozesse durch soziale Benachteiligungen hingewiesen. Die Veränderungen der Lebensläufe, unterschiedliche demographische Wellen und die Pluralisierung der Lebensstile werden in ihrer Bedeutung für die Weiterbildung betont.� Insgesamt soll die Weiterbildung nach den Anforderungen der Arbeitswelt ausgelegt werden.



	Wie wenig sich in der ”Analyse der gesellschaftlichen Herausforderungen” politische Grundüberzeugungen und weitgehend unbestrittene Entwicklungslinien voneinander trennen lassen, wird sehr deutlich daran, daß die Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages ”Zukünftige Bildungspolitik – Bildung 2000” sechs Jahre später einen Abschlußbericht vorlegte, der unter ”Grundherausforderungen und Orientierungen für die zukünftige Bildungspolitik” eine Mehrheits- und eine Minderheitsauffassung enthielt, die sich streng an Parteigrenzen orientierte. Während die Minderheitenauffassung zunächst vom individuellen Nutzen der Bildung (Bildung ist Menschenrecht) ausgeht und ökologische, demokratische, soziale und wirtschaftliche Zielvorstellungen miteinander versöhnen will, hebt die Mehrheitsauffassung auf ”Problemlagen der ersten Jahrzehnte des 21. Jahrhunderts” ab. Als Grundherausforderung der Bildungspolitik streicht die Mehrheit der Berichtsverfasser nun die wissenschaftlich-technologische Entwicklung in Gestalt der Informationstechnologien heraus. Strukturwandel wird als ”Ausdruck der Freiheit” verstanden. Europäische Integration, deutsche Einheit und das Geschlechterverhältnis sind neue Stichwörter, die 1984 noch keine Rolle gespielt haben.�



	Wiederum fünf Jahre später betont die Rau-Kommission 1995, daß es keinen verbindlichen Begriff vom Wandel gebe. ”Die Gegenwart hat kein klares Bild von ihrem Wandel und von der Gesellschaft der Zukunft. Dies machen bereits so unterschiedliche Bezeichnungen wie postmoderne Gesellschaft, Informationsgesellschaft und Risikogesellschaft sowie die unterschiedlichen Zukunftsprognosen und Entwicklungsszenarien deutlich.” Statt dessen beschreibt die Kommission ”Zeitsignaturen”. Niemals sei der gesellschaftliche Wandel dynamischer gewesen als zu Ende des 20. Jahrhunderts. Pluralisierung der Lebensformen und sozialen Beziehungen sei das dominante Merkmal der Gegenwart, wobei neue soziale Ungleichheiten sich herausbildeten und die Zwei-Drittel-Gesellschaft zur Realität werde. Gesellschaftliche Lebensformen, wie Familie, Freizeit, Beruf, partikularisierten sich, Lebensstile verlören an Verbindlichkeit. Alternative individuelle Optionen eröffneten Chancen und Risiken für ein selbstbestimmtes Leben. Gen- und vor allem Kommunikationstechnologien revolutionierten Arbeit und Wirtschaft in nie dagewesenem Umfang. Der Dienstleistungssektor expandiere bei gleichzeitigem Niedergang der traditionellen Industrie. Dezentrale Arbeitsorganisation und ganzheitliche Produktionskonzepte stellten neue Anforderungen an die Beschäftigten. Chancen und Gefahren dieser Prozesse seien noch nicht eindeutig vorherzusagen. Die Kommission betont die ökologische Frage, Wachstum und Wanderungsbewegungen der Erdbevölkerung, die Globalisierung und den Wertewandel. Bei all dem dürfe die zentrale Idee der Mündigkeit nicht aufgegeben werden.�



	Ebenfalls 1995 versucht Ekkehard Nuissl, künftige, für Bildungsprozesse wichtige Entwicklungen zu antizipieren. Er nennt zunächst die Änderungen der Sozialstruktur (Individualisierung, Pluralität der Lebensformen, Zwei-Drittel-Gesellschaft), betont dann aber die geänderte Rolle des Staates, die in den Privatisierungen deutlich werde. Privates werde staatlich finanziert, es bestehe eine Tendenz zur öffentlichen Vorsorge ohne öffentliche Verantwortung. Die Totalität des Marktprinzips vermindere den Einfluß des Staates als Subjekt gesellschaftlichen Handelns. Über die Änderungen in der Arbeitswelt kommt Nuissl zu den Änderungen der Identität der Gesellschaft. ”Das, was heute als Ausländerhaß thematisiert wird, ist womöglich nur die Vorstufe einer tiefgreifenden Entsolidarisierung bei der Teilung des Wohlstands.” Schließlich sei der Mangel an gesellschaftlichen Utopien verbunden mit einem Verlust des Zukunftsglaubens. Die Grenzen des Wachstums bestünden nicht nur im materiellen, sondern auch im ethischen und moralischen Bereich, weshalb eine Verständigung über neue gesellschaftliche Utopien nötig sei.� Drei Jahre später faßt Nuissl fünf Megatrends zusammen: einen Prozeß allgemeiner Deregulierung; einen Prozeß der Glokalisierung als Orientierung am Globalen wie am Lokalen; einen Prozeß der Individualisierung; einen Prozeß der Vermarktlichung verschiedener Lebensbereiche; einen Prozeß der Mediatisierung, mit dem technische Medien in quasi alle Lebensbereiche eindringen.�



	1996 notiert Peter Faulstich teilweise unbemerkt entstandene ”gesellschaftliche Trends”, ”welche langfristig die Erwachsenenbildung erfassen.”� Es gehe um sieben Bereiche. Folge der Bevölkerungsentwicklung seien höhere Ausländeranteile, ein steigender Anteil von Älteren, Frauen und besser Gebildeten. Umweltfragen, Probleme der Technikentwicklung und –anwendung, Organisation und Qualifikation der Arbeit, das Sinken gesellschaftlich notwendiger Arbeitszeit stellten neue Anforderungen an die Bildungsarbeit mit Erwachsenen. Der Wertewandel, wonach das Streben nach ”höheren Werten” wichtiger als die Befriedigung materieller Bedürfnisse werde, sei durch den veränderten Bezug zur Arbeitstätigkeit ausgelöst. Schließlich änderten sich die Partizipationschancen des einzelnen, da die traditionellen Institutionen ihre Entscheidungskompetenzen verlören, was Wirkungen auf die hergebrachten Formen politischer Bildung habe.



Das Weißbuch der Europäischen Kommission ”Lehren und Lernen –Auf dem Weg zur kognitiven Gesellschaft” (1996) verzichtet nicht darauf, seinen praktischen politischen Antworten, nämlich Allgemeinbildung stärken und Eignung zur Beschäftigung herstellen, eine Beschreibung der drei großen Umwälzungen, die die europäische Gesellschaft derzeit durchlaufe, voranzustellen.� Die erste Umwälzung sei die Herausbildung der Informationsgesellschaft. Im Unternehmen werde die Rolle des ”Faktors Mensch” größer, aber gleichzeitig sei er stärker den Veränderungen der Arbeitsorganisation ausgeliefert, da er sich einem komplexen Netzwerk gegenübersehe. ”Daher ist es notwendig, daß sich jeder nicht nur an die neuen technischen Hilfsmittel, sondern auch an die Veränderungen der Arbeitsbedingungen anpaßt.” 



Die Globalisierung der Wirtschaft, zweite große Herausforderung, führe zu einer Beseitigung der Grenzen zwischen den Arbeitsmärkten der Länder der Welt, was die Kommission nachdrücklich begrüße. Und die dritte Herausforderung, die wissenschaftlich-technische Zivilisation, führe zu einer paradoxen Situation, der die Kommission bereits in der Schulzeit durch die Förderung der wissenschaftlich-technischen Kultur abhelfen will: ”Trotz seiner allgemein positiven Auswirkungen läßt der wissenschaftlich-technische Fortschritt ein Gefühl der Bedrohung, ja irrationaler Ängste in der Gesellschaft entstehen.”



Karlheinz Geißler und Michael Orthey analysieren die für zukünftige Bildung entscheidenden Modernisierungstendenzen viel kritischer. ”‘Nix ist fix‘ – das ist die Kurzformel für die gesellschaftliche Modernisierungsdynamik. Die Zeit der großen wärmenden Gewißheiten ist vorbei.” Die ambivalente Individualisierungstendenz, das Bemühen um Reflexivität, Globalisierung und Internationalisierung sowie die technologische Dauerrevolution mit dem zunehmenden Einsatz abstrakter Maschinen mit weltumfassenden Vernetzungsmöglichkeiten seien die vier Modernisierungsmerkmale. ”Seine aktuelle Attraktivität gewinnt das breit verwendbare Veränderungsmodell ‚Lernen‘ dadurch, daß es sowohl individuell als auch gesellschaftlich Sinnstiftungen verheißt. Lernen ist ein Konzept, das die Vorstellung vermittelt, anstehende Probleme besser lösen zu können...Diese Zuschreibungen und Hoffnungen führen zu einer allseits beobachtbaren Pädagogisierung gesellschaftlicher Problemlagen. Weil keiner weiß, wie es eigentlich weitergehen soll, muß immerzu gelernt werden. Lernen wird damit zum favorisierten Erklärungsprinzip für Veränderungen unter unsicheren Bedingungen.”�



	Oskar Negt hebt die Krisenhaftigkeit der gegenwärtigen gesellschaftlichen Entwicklung hervor. ”Es ist offensichtlich, daß die herkömmliche Arbeits- und Erwerbsgesellschaft an ihrem historischen Ende angekommen ist, Erziehungs- und Sozialisationsorte wie Familie, Öffentlichkeit und Schule sind zunehmend instabil. Diese gesamtgesellschaftliche Krisensituation stellt ganz neue Anforderungen an Lernprozesse der Erwachsenen...Keiner der genannten Krisenherde ist aus dem anderen herzuleiten; sie haben ihren jeweils eigentümlichen Begründungszusammenhang...Was sich in der Welt objektiv verändert hat, zu begreifen, wahrzunehmen, was davon den eigenen Lebenszusammenhang berührt, ist mittlerweile kein Luxus mehr, auf den man notfalls auch verzichten könnte. Es ist eine existentielle Notwendigkeit für eine demokratische Gesellschaftsordnung.” Politische Bildung sei nötiger denn je, um nicht die Suche nach Ersatzschuldigen zu beschleunigen. ”Wo die Aufspaltung der Gesellschaft in Gewinner und Verlierer zum vorherrschenden Strukturierungsprinzip wird, findet fortwährend auch die Umdefinition des Lebens statt. Die fatale Idee vom unwerten Leben wird plötzlich gesellschaftsfähig; Behinderte, Obdachlose, Verarmte, sie sind bevorzugte Objekte solcher Ausgrenzungs- und Vernichtungsphantasien.” Weil die Gesellschaft sich in einer epochalen Umbruchsphase befinde, sei es höchste Zeit, einen neuen Lernzyklus zu eröffnen.�



So unterschiedlich die genannten Schriften und Autoren und ihre politischen Implikationen auch sein mögen, schälen sich doch Gemeinsamkeiten, nicht in der Wertung, aber in der Bedeutung der für die Weiterbildung bestimmenden gesellschaftlichen Entwicklungen heraus. Peter Krug, Vorsitzender des Ausschusses für Fort- und Weiterbildung der Kultusministerkonferenz, faßt 1997 als gegenwärtige Zukunftsherausforderungen vier ”Megatrends” für die Weiterbildung zusammen: 1. Die Krise des Arbeitsmarkts, 2. Die Entwicklung zur Informationsgesellschaft, 3. Sozialstrukturelle Wandlungsprozesse und 4. Wertewandel.�





2.2 Eine neue Gesellschaft?



Es dürfte deutlich geworden sein, daß vom Wandel, den Weiterbildung zu begleiten habe, kein einheitlicher Begriff, aber viele Interpretationen bestehen, wenngleich auch eine gewisse Übereinkunft zu herrschen scheint, welche – oft unterschiedlich interpretierten - Entwicklungslinien bedeutend sind. Es ist zu beobachten, daß diese Entwicklungen zu Gegenwarts- und Zukunftsszenarien verdichtet werden, denen Namen angeheftet werden, wie etwa der Name Dienstleistungsgesellschaft. Nachdem die Konjunktur des Begriffs Risikogesellschaft in der Weiterbildung abgeebbt ist, ist nun u. a. die Rede von der Informationsgesellschaft, der Lerngesellschaft und der Wissensgesellschaft. Dabei werden diese Begriffe im politischen Tagesgeschäft oft unscharf – und teilweise überlappend - gebraucht.



 	Nach Ansicht der Europäischen Kommission befindet sich die europäische Gesellschaft in einer Übergangsphase zu einer neuen Gesellschaftsform: der Informationsgesellschaft. Die mikroelektronische Revolution verändere das Wesen der Arbeit und die Arbeitsorganisation, was zu einer tiefgreifenden Veränderung der Gesellschaft führe. Statt Massenproduktion greife differenziertere Produktion um sich, was gesteigerte Flexibilität und Dezentralisierung in den Unternehmen nach sich ziehe. ”Der langfristige Trend zu einer dauerhaften Erwerbstätigkeit, d. h. zur unbefristeten Vollzeitbeschäftigung, scheint sich umzukehren.” Routinearbeiten fielen der Automatisierung anheim, die Arbeitsinhalte erforderten Initiative und Teamarbeit. Der einzelne Arbeitnehmer werde eigenständiger, zugleich überblicke er immer weniger die Vernetzung seiner Tätigkeit. Die Informationstechnologien bewirkten eine Annäherung von Lern- und Produktionsmethoden. Die wirtschaftlichen und sozialen Wirkungen seien eine Zunahme der selbständigen Erwerbsarbeit und der Dienstleistungstätigkeiten, neue Arbeitsorganisation, dezentrale Verwaltung und flexible Arbeitszeit.� Die Informationsgesellschaft erscheint so als eine gesellschaftliche Entsprechung der Änderung der Arbeitsorganisation in den Unternehmen bei der Abkehr vom Taylorismus.



	Nach Definition der UNESCO hat die lernende Gesellschaft vier Prinzipien: lernen, Wissen zu erwerben; lernen zu handeln; lernen zusammenzuleben; lernen für das Leben.� Von der Lerngesellschaft bestünden drei unterschiedliche Vorstellungen. Jede und jeder solle die Möglichkeit haben, die bestehenden und auszubauenden Bildungseinrichtungen mit gleichen Zugangschancen zu nutzen. Dem stehe die Vorstellung eines freien Bildungsmarkts gegenüber, auf dem unterschiedliche Lernarrangements zur Verbesserung der Qualifikation der Teilnehmer/innen und der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft angeboten werden. Schließlich gebe es die ”postmoderne” Idee der offenen Lern-Netzwerke, die jede und jeder nach seinen Bedürfnissen selbstgesteuert nutzen könne. 



Dohmen propagiert anhand der japanischen Erfahrungen, wo das nonformale Lernen in alltäglichen Lebenszusammenhängen gefördert wird, den Gedanken der offenen Netzwerke. Alle gesellschaftlichen Einrichtungen und alle Lebensfelder werden zu Lernorten, wobei die bestehenden Bildungseinrichtungen sich für die Unterstützung des nicht-formalen Lernens öffnen sollten.� Dohmen faßt den Begriff der Lerngesellschaft aber noch viel weiter und grundsätzlicher als das Auswandern von Bildungsprozessen aus den traditionellen Institutionen. ”Wenn die Menschen den sozialen Zusammenhalt ihres Lebens, den sie offenbar brauchen, nicht mehr durch Kontinuität der Berufsarbeit und der Firmenzugehörigkeit gewinnen können, was kann dann ihrem Leben innere Stabilität und sozialen Rückhalt geben und was kann eine neue Lieflong-Learning-Gesellschaft eventuell dazu beitragen?” Eine entwickelte Lerngesellschaft könne die persönliche und soziale Identitätsbildung fördern und neue Lern-Arbeitsmöglichkeiten schaffen. ”Je mehr aber die Erwerbsarbeit ihre Funktion, Lebenserfüllung und Lebenssinn zu vermitteln, verliert, je mehr sich Lebenssinn in die Freizeit verlagert und die Arbeit nur Mittel zum Geldverdienen für die Lebenserfüllung in der Freizeit wird, je größer die Zahl der Menschen wird, die gar keine oder keine für sie sinnvolle Erwerbsarbeit mehr finden und je weniger auch eine stabile Familie den nötigen sozialen Rückhalt gibt, desto dringlicher stellt sich die Frage, wie weit das lebenslange Lernen als eigenständige menschliche Grundtätigkeit helfen kann, für die Menschen sowohl sinnerfüllte Lebensperspektiven wie verläßliche wirtschaftliche Lebensgrundlage zu erschließen.”�



	Der ehemalige Bundesbildungsminister Rüttgers geht davon aus, daß der Trend zur Wissensgesellschaft der Globalisierung eine entscheidende inhaltliche Richtung gebe, denn Wettbewerbs- und Wachstumschancen lägen vor allem bei Dienstleistungen und Produkten, die hohe Technologiekompetenz erforderten.� Zur Erklärung der Wissensgesellschaft führt er die ”exponentielle Zunahme des Wissens auf allen Gebieten” an. ”Bildung und Wissen entwickeln sich zu Standortfaktoren ersten Ranges.” Rüttgers definiert: ”Wer von der Wissensgesellschaft spricht, meint, daß dem Wissen als charakteristischem Merkmal der sich derzeit wandelnden Gesellschaft – in Abgrenzung zu früheren Zeiten – in Zukunft vermehrte Bedeutung zukommt. Nicht mehr – aber auch nicht weniger.”�



Eine viel grundsätzlichere Bedeutung weist der Systemtheoretiker Helmut Willke der Wissensgesellschaft zu. Im Übergang zum 21. Jahrhundert entstehe ein Supervisionsregime, und zwar nicht im Sinne von Kontrolle oder Aufsicht, sondern ”im Sinne einer Verstärkung der Beobachtungskapazität zu dem Zweck, durch zusätzliche Perspektiven und Sichtweisen blinde Flecken der Operationsform eines Funktionssystems kenntlich zu machen...Supervision ist die Form der politischen Selbststeuerung einer sich abzeichnenden Wissensgesellschaft. Deren dominantes Problem liegt in der Überlebensfähigkeit (Viabilität) vernetzter, interdependenter Gesellschaften unter den Bedingungen ökologischer Gefährdungen, technologischer Risiken und kognitiver Überlastung...Von einer Wissensgesellschaft oder einer wissensbasierten Gesellschaft läßt sich sprechen, wenn die Strukturen und Prozesse der materiellen und symbolischen Reproduktion einer Gesellschaft so von wissensabhängigen Operationen durchdrungen sind, daß Informationsverarbeitung, symbolische Analyse und Expertensysteme gegenüber anderen Faktoren der Reproduktion vorrangig werden.”



Der alte Staat sei für immer Geschichte. Die fundamentalen Transformationen moderner Gesellschaften, nämlich die Ausdifferenzierung hochgradig spezialisierter und operativ autonomer Funktionssysteme, sei unhintergehbar. ”Noch spiegeln die geschriebenen Verfassungen der Demokratien dieses Strukturprinzip in der Vielfalt der Autonomien und autonomen Bereiche: Autonomie der Ökonomie (Tarifautonomie und Eigentumsgarantie), Autonomie der Wissenschaft, der Familie, der Religion, der Kunst etc. Aber in der Verfassungswirklichkeit bohren sich die Tentakel der Interdependenzen längst schon in die äußeren Schutzschichten der Funktionssysteme ein – und die Frage ist, ob die sozietale Vernetzung und die gesellschaftliche Organisation der Interdependenzen nicht eine Qualität erreicht haben, die eine Revision der Idee der Politik erzwingt.”� In diesem Begriff von Wissensgesellschaft steckt erheblicher politischer Sprengstoff, denn: ”Nun wird denkbar, daß die Ordnung komplexer Gesellschaften durch Demokratie allein nicht mehr gewährleistet ist.” Dabei gehe es ”nicht um eine Demission der Demokratie..., sondern um die Frage einer Revision unter dem Gesichtspunkt ihrer Tauglichkeit als Steuerungsmodell.”�

 

	Informations-, Lern- und Wissensgesellschaft sind keine wertfreien, unschuldigen Begriffe. Sie transportieren Interpretationen der Wirklichkeit, sind beladen mit politischen Absichten und spiegeln Interessen. Aber nicht jedem und nicht jeder, die diese Begriffe benutzen, sind die Zusammenhänge zuzurechnen, in denen ihre Theoretiker sie verwenden. Die Begriffe werden in der weiterbildungspolitischen Debatte oft umgangssprachlich verwendet. Sie taugen letztlich nicht, die unterschiedlichen politischen Positionen zur Weiterbildung zu verdeutlichen. 





3.	Grundsätzliche Streitpunkte



Die historischen Bezugspunkte für die weiterbildungspolitische Debatte der Gegenwart sind das Gutachten des Deutschen Ausschusses für das Erziehungs- und Bildungswesen von 1960 und der Strukturplan des Deutschen Bildungsrats von 1970.





3.1 Die Voraussetzungen: relative Verfestigung der Weiterbildung



Das Gutachten Zur Situation und Aufgabe der deutschen Erwachsenenbildung versucht, die Erwachsenenbildung den Anforderungen der moderne Arbeitswelt anzupassen. Es wird eine ”realistische Wende” vollzogen. Die eher zufällig und personenabhängig zustandegekommene Erwachsenenbildung wird nun langfristig geplant.� Der Ausbau der Erwachsenenbildung wird als Ausbau der Volkshochschulen (und Volksbüchereien) gesehen, ganz so wie es 15 Jahre später noch der Arbeitskreis Strukturplan Weiterbildung � tut. Die Lehrer, 1960 noch ein Mangelberuf, sollen an den Volkshochschulen und –büchereien mitarbeiten, insbesondere die Landlehrer werden dazu aufgefordert. Der Staat soll die Erwachsenenbildung als Teil des öffentlichen Bildungswesens anerkennen und finanziell fördern. Mit der finanziellen Förderung sollen vor allem hauptamtliche Stellen geschaffen werden. Der Staat soll die Weiterbildung seiner beamteten Lehrer zu Volksbildner fördern und ihre Tätigkeit auf die Pflichtstundenzahl anrechnen. Die Staatsbediensteten sollen Bildungsurlaub erhalten, und es sollen Volkshochschulgesetze erlassen werden.�



Unter sozialdemokratischer Regierung kommt es in den siebziger Jahren zu einem rasanten Ausbau der Bildungsinstitutionen, wobei die Bundesregierung schon seit Mitte der sechziger Jahre um die neue Bedeutung der Weiterbildung bemüht war.� Es herrscht ein großer Planungsoptimismus, der sich u. a. in der Verabschiedung zahlreicher Weiterbildungsgesetze auf Länderebene niederschlägt. Im Strukturplan für das Bildungswesen des Deutschen Bildungsrats heißt es: ”Es ist notwendig, die institutionalisierte Weiterbildung als einen ergänzenden, nachschulischen, umfassenden Bildungsbereich einzurichten. Weiterbildung als Fortsetzung oder Wiederaufnahme früheren organisierten Lernens bildet mit vorschulischen und schulischen Lernprozessen ein zusammenhängendes Ganzes.”�



	Der Strukturplan fordert eine Kooperation staatlicher, kommunaler und privater Träger. Er stellt eine Verkürzung der Erstausbildungszeiten in Aussicht, wenn das organisierte Lernen über den ganzen Lebenszeitraum verteilt werde. Die Lernprogramme sollten nach einem Baukastensystem entworfen werden, jede erworbene Qualifikation solle zertifiziert werden, so daß auch Abschlüsse der ersten Bildungsphase erworben werden könnten. Der Plan fordert einen Freistellungsanspruch von der Arbeit für die Teilnahme an Weiterbildungsveranstaltungen, ebenso wie erheblich mehr hauptamtliche Lehrkräfte. Weiterbildung unterliege der ”öffentlichen Verantwortung wie alle anderen Teile des Bildungssystems”. Es müsse eine Informationszentrale geschaffen werden, die mit dem Bundesinstitut für Berufsbildung zusammenarbeite. Auch auf lokal-regionaler Ebene sollten Foren für die an Weiterbildung Beteiligten geschaffen werden. Um Transparenz herzustellen, sei eine Melde- und Auskunftspflicht der Veranstalter nötig.� Die großen Pläne allerdings blieben in der Rezession stecken.� Von Planungseuphorie und Versuchen, die Weiterbildung zur gleichberechtigten vierten Säule des Bildungswesens zu machen, blieben Gesetze übrig, die durchgängig erklären, daß die Weiterbildung lediglich ”zu fördern” sei, was ihre schwache Position gegenüber den anderen Bildungsbereichen bestimmt.�

 

	Vor dieser Ausgangssituation, nämlich der seit zweieinhalb Jahrzehnten überwiegend eingeschlafene staatliche Weiterbildungsplanung, spielen die weiterbildungspolitischen Kontroversen der Gegenwart.� Es gibt zwei große prinzipielle Streitpunkte, die sich in zahlreiche nachgeordnete Kontroversen verästeln: zum einen Markt oder Staat,� zum anderen funktionales oder personales Verständnis von Weiterbildung.





3.2 Markt versus Staat als Ordnungsprinzip



Die ”Thesen zur Weiterbildung” des Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft von 1985 � markierten eine Übergangspassage vom bildungsreformgeprägten Ausbau des Weiterbildungssystems zur Dominanz der Marktsteuerung. 1988 formulierte das Institut der deutschen Wirtschaft in zehn Thesen unter dem Titel ”Mehr Markt in der Weiterbildung” seine Ordnungsvorstellungen vom Weiterbildungssektor. Weiterbildung sei zur Bewältigung des Strukturwandels und zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit zunehmend wichtig und unverzichtbar. Die Qualifikation der Arbeitskräfte sei ein wesentlicher Standortfaktor. Stärke der Weiterbildung gegenüber dem allgemeinen Bildungswesen sei der freie Zugang zu den Angeboten, der Wettbewerb der Anbieter und die schnelle Reaktionsfähigkeit der Weiterbildungseinrichtungen auf wechselnden Bildungsbedarf. 



Aus ”ordnungspolitischen Erwägungen” fordert und stellt das Institut fest: ”1. Der Weiterbildungsmarkt befindet sich in einem nicht regulierten Zustand. Im Interesse seiner Dynamik, Anpassungsfähigkeit und Elastizität muß er vor bürokratischer Einengung geschützt werden und von staatlichen Interventionen frei bleiben. Der Staat kann zwar Rahmenbedingungen setzen, sollte aber seine Aufsichtspflicht auf das Notwendigste beschränken und den Wettbewerb zwischen den Trägern nicht behindern.” 2. Der Wettbewerb beziehe auch die Unternehmen ein, die um die bestmögliche Qualifikation der Mitarbeiter konkurrierten, wodurch die Innovationsfähigkeit gestärkt werde. 3. Datenbanken sollten Informationen für die Nachfrager sammeln. 4. Eine freiwillige Selbstkontrolle der Anbieter müsse Qualität und Verbraucherschutz garantieren. 5. Staatliche Subventionen dürften nicht zu Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten privater Anbieter führen. 6. Die Qualifikationsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit beeinträchtigten die Marktmechanismen nicht. 7. Öffentliche Förderung solle personen- und nicht einrichtungsbezogen sein, wobei Steuervorteile am wirksamsten seien. 8. Der einzelne Mitarbeiter habe für seine Weiterbildung mitzusorgen. 9. Tarifvertragliche Regelungen zur Weiterbildung dürften nicht überperfektioniert sein. 10. Die Kooperation von Bildungsträgern sei zu begrüßen.�



Die Thesen von 1988 werden seitdem von Wirtschaftsseite immer wieder wiederholt und variiert.� Deregulierung heiße das Gebot der Stunde,� über Wettbewerbsverzerrungen durch öffentliche Anbieter gegenüber Privaten wird geklagt,� und es wird eine Überlegenheit der privaten Initiative gegenüber staatlichem Handeln postuliert.� 



	Die Grundsatzposition, das Geschehen in der Weiterbildung dem freien Spiel der Kräfte zu überlassen, ist faktisch in den letzten Jahren durch die staatliche Finanzkrise gestärkt worden. Es ist zu beobachten, daß sich das Verhältnis von ”privat” und ”öffentlich” in der Richtung verschiebt, daß durch zunehmende Marktorientierung auch im (ehemals oder immer noch) öffentlichen Bereich der Weiterbildung der Einfluß des Staates geringer wird.�



Eine grundsätzliche Kritik am deregulierten Weiterbildungssystem hat 1993 der Gewerkschaftstag der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft verabschiedet. In den ”Positionen zur Weiterbildung” wird herausgestellt, daß Weiterbildung immer noch kein anerkannter und gleichberechtigter Teil des Bildungswesens sei. Das ”plurale” System und der insgesamt unsystematische Charakter des Weiterbildungsbereichs bedeuteten eher Chaos als Vielfalt. Es gebe keine bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung. Weiterbildung wirke selektiv zugunsten qualifizierter und privilegierter Teilnehmer/innen, und bestimmte Zielgruppen würden nicht erreicht. Schulische, berufliche, altersgemäße und geschlechtsspezifische Benachteiligungen würden verstärkt statt abgebaut, die Arbeitsmarktsegmentierung verschärfe sich dadurch. Die ”plurale” Gesamtstruktur begünstige die mächtigen Träger. Kommerzialisierung und Privatisierung brächten Parallelen zur Rundfunklandschaft, den öffentlichen Einrichtungen blieben Grundversorgung und wesentlich weniger einträgliche Angebote. Die GEW beklagt die Stop-and-go-Politik bei der Förderung der beruflichen Weiterbildung nach dem AFG, die fehlende Kooperation der Einrichtungen, die fehlende Transparenz der Angebote und die fehlende Beratung der Teilnehmer/innen. Ganzheitliche Bildung im Sinne der Integration von allgemeiner, politischer und beruflicher Bildung gebe es nicht, dafür aber ein Übergewicht der beruflichen Bildung über die politische und allgemeine Weiterbildung. Der Professionalisierungsgrad sei gering. Die faktisch hauptberuflichen Honorarkräfte hätten unzumutbare Arbeitsbedingungen. Sie müßten von einem äußerst niedrigen Honorar leben und seien von wesentlichen Bestimmungen des Arbeits- und Sozialrechts ausgeschlossen (Kündigungsschutz, Interessenvertretung als Arbeitnehmer, Lohnfortzahlung bei Krankheit und Urlaub, Arbeitslosenversicherung etc.).�



Die Nicht-Regulierungsideologie, betont Klaus Heimann von der IG Metall, schütze nur die Mächtigen.� Und sein Kollege Karlheinz Hiesinger betont, daß eine ausschließlich privatwirtschaftliche, nach den Grundsätzen eines Marktmodelles organisierte Weiterbildung eindeutig zu Lasten der Qualität von Weiterbildungsmaßnahmen gehe.�



Auch aus der Wissenschaft wird die Marktorientierung der Erwachsenenbildung/Weiterbildung heftig kritisiert. Erhard Meueler weist auf die ”normative Verklärung” des Marktes hin. ”Neuerdings wird der Markt als die ‚gesellschaftlich bezwingende Größe‘ immer stärker normativ verklärt (Neoliberalismus). Ihm wird seitens der Marktführer und Politiker ‚die Rolle eines Naturgesetze exekutierenden Supersubjekts‘ zugeschrieben.”� Ekkehard Nuissl formuliert das so: ”Die Prinzipien kapitalistischer Gesellschaftsformen sind so allgültig geworden, daß sie gar nicht mehr als hinterfragbar gelten.”�



 	Im Grundsatzstreit Markt versus Staat hat die Kohl-Regierung Partei ergriffen. 1997 antwortet sie auf die Große Anfrage der SPD-Fraktion zur Weiterbildung eindeutig: ”Mehr als Schule, Hochschule und Berufsausbildung muß berufliche Weiterbildung den Entwicklungen in der Wirtschaft Rechnung tragen. Eine Gestaltung des Weiterbildungsbereichs allein unter Aspekten des Bildungssystems wird deshalb den Anforderungen, vor die die berufliche Weiterbildung gestellt ist, nicht gerecht...Die Bundesregierung läßt sich angesichts der differenzierten Lernnotwendigkeiten in Wirtschaft und Gesellschaft ordnungspolitisch von den Prinzipien der Pluralität, Eigenverantwortung und dezentralen Gestaltung durch den Weiterbildungsmarkt leiten.”�



	Dort, wo die politische Konkurrenz von SPD und Grünen die Verantwortung trägt, ist das Verhältnis zur Marktorientierung der Weiterbildung differenzierter. In vielen Bundesländern gibt es Erwachsenenbildungs- oder Volkshochschulgesetze, die eine gewisse staatliche Gestaltung und Regulierung von Teilbereichen der Weiterbildung beinhalten. Mitunter kommt von dort scharfe Kritik,� die aber nicht bedeutet, daß es als Gegenstück zur Marktsteuerung Vorstellungen von einer regelungswütigen Staatssteuerung gäbe. Vielmehr herrscht ein Verständnis vor, ”daß weite Bereiche der Weiterbildung marktmäßig organisiert sind und auch bleiben können und daß andere Bereiche der Weiterbildung der Intervention der öffentlichen Hand bedürfen, um funktionsfähig zu sein. Probleme tauchen da auf, wo die Grenze zwischen beiden Bereichen definiert werden soll.”� Die Minderheitenauffassung der Enquete-Kommission des Bundestages spricht von einem ”Balanceakt zwischen partiell weniger und partiell mehr” Staat im Bildungswesen, wobei in der Weiterbildung ”öffentliche Kontrolle angemessen gesichert und verbessert werden soll.”�



	Inzwischen wird in den Ländern den öffentlich geförderten Weiterbildungseinrichtungen breit angedient, sich auf den Weiterbildungsmarkt zu orientieren� (s. 4.2.2). Der zuständige (grüne) Referent im Hessischen Kultusministerium schreibt im Frühjahr 1998: ”Der schrittweise, aber letztlich unvermeidbare Übergang von einem öffentlich geförderten Weiterbildungsträger zu einem auf Wachstum programmierten Bildungsanbieter, der eine breite Produktpalette an Bildungs- und Serviceleistungen für Einzelkunden, Gruppen, Vereine, Initiative und Firmen verkauft, ist daher ins Auge zu fassen...Da bereits Klagen wegen Wettbewerbsverzerrung laufen, die exemplarische Bedeutung für die gesamte öffentliche Erwachsenenbildung haben, könnten weitreichende strukturelle und rechtliche Veränderungen notwendig werden, um das Agieren der öffentlich geförderten Institutionen der Erwachsenenbildung auf dem kommerziellen Weiterbildungsmarkt zu ermöglichen und in Einklang mit dem Wettbewerbsrecht zu bringen.”�		



	Die Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und Grünen vom Oktober 1998 stellt unter dem Punkt ”Bildung, Forschung und Wissenschaft stärken” zwar die Chancengleichheit als Ziel heraus, formuliert als Ziel aber auch: ”...weniger Bürokratie, dafür mehr Leistung, mehr Effizienz und mehr Wettbewerb. Wir setzen auf demokratische Selbstbestimmung und Autonomie statt auf staatliche Bevormundung.”�	





3.2.1 Mittlere Systematisierung



	Beim Weiterbildungssystem handelt es sich um ein ”gemischtwirtschaftliches” System.� Als Anbieter treten staatliche, gemeinnützige und kommerzielle Einrichtungen auf, als Nachfrager öffentliche und private Institutionen und Einzelpersonen. Preise werden zwischen 0% und 100% öffentlich subventioniert, so daß man von einer ”Mittellage Markt und Staat” sprechen kann.�



	Peter Faulstich hat für das gegenwärtige Entwicklungsstadium der Weiterbildung erstmals im Gutachten für den Hessischen Landtag den Begriff der ”mittleren Systematisierung” gebraucht, der sich seitdem zunehmend durchgesetzt hat. Damit ist ein qualitativer Sprung gemeint. ”Zum einen entsteht durch die ‚Besonderung‘ von Erwachsenenlernen gegenüber anderen gesellschaftlichen Tätigkeiten und durch die dadurch ausgelöste Entwicklung ein spezifisches Partialsystem der Bildung für Erwachsene; ein ‚vierter Bildungsbereich‘ etabliert sich allmählich...Zum anderen soll mit der Bezeichnung ‚mittlere‘ Systematisierung zum Ausdruck gebracht werden, daß...Weiterbildung auch auf Dauer nicht das Maß von Systematisierung...erhalten soll, wie sich dies im Bereich der Schulen und Hochschulen entwickelt hat.”�



Der Begriff wendet sich ”sowohl gegen überorganisierte staatliche Entscheidungsstrukturen und Steuerungsinstanzen wie auch gegen eine absolute Marktorientierung der Weiterbildung.”� Die Polarität staatlicher Regulierung versus Marktsteuerung simplifiziere das Problem des Handlungsbedarfs. Es komme darauf an festzustellen, wo regulative Eingriffe notwendig und wo Optionen offenzuhalten seien.� Eine ”mittlere” Lösung stelle ein konsequentes strategisches Konzept dar und kein unentschlossenes Verharren zwischen den Extremen staatlicher Steuerung und Marktregulierung.�



Grundsätzlich anders als in der Gegenüberstellung Markt/Staat geht Faulstich die Steuerungsproblematik an. Es müsse ein elaboriertes und komplexes Konzept des Zusammenspiels unterschiedlicher Regulationsmechanismen greifen. Das Verhältnis von Wissenschaft und Politik sei neu zu diskutieren, da die Machbarkeitsillusionen zerbrochen seien. Komplexe Systeme könnten von einer hierarchischen Spitze nicht adäquat gesteuert werden, ebenso wenig wie Marktsteuerung Kollektivgüter wie Weiterbildung erstellen und sichern könne. 



”In einem polyzentrischen politischen System, das der Entwicklung gerecht wird, daß der Staat nicht mehr der Kopf des Körpers der Gesellschaft ist, sondern daß eine Vielzahl von Interessengruppen agiert, werden intermediäre Strukturen gewichtiger und unentbehrlicher...Interessant werden also Überlegungen über Kommunikation und Kooperation in politischen Aktionsfeldern, in denen weder der Markt, also dezentrale Unternehmensentscheidungen, noch ein hierarchisch steuernder Staat erfolgreich sein können. Es bestehen immer schon Netzwerke korporativer Akteure, mit Konstellationen von Interessen und Macht, welche das stereotypische Bild einer klaren Trennung von Staat und Gesellschaft und vom Staat als höchstem Kontrollzentrum widerlegen. Dabei wächst die Problemlösungskapazität durch eine dezentrale Form der Entscheidungsselektion und Handlungskoordination. Mit nachlassender Wirkung marktmäßiger Regulierung ebenso wie hierarchischer Steuerung wird die vorhandene Realität einer ‚dritten Art‘ gesellschaftlicher Systemkonstitution wiederentdeckt. Es bestehen immer schon notwendige Handlungszusammenhänge, welche Nicht-Markt- und gleichzeitig Nicht-Macht-Beziehungen sind. Sie stützen sich auf Beziehungsgefüge, welche auf Verständigung und Vertrauen beruhen. Modisch formuliert geht es um polyzentrische regionale Netzwerke, welche ein Zusammenwirken von staatlichen, kommunalen und privaten Institutionen, Vertretern der Sozialpartner, der Lehrenden und Lernenden sowie staatlichen Verwaltungs- und Förderungsinstanzen und Wissenschaftlern ermöglichen.”�





3.2.2 Öffentliche Verantwortung für die Weiterbildung?



	Die unterschiedlichen Regulierungsansätze in der Weiterbildung spiegeln sich in den Nuancen, mit denen der Begriff der ”öffentlichen Verantwortung” gebraucht wird. Den Begriff verwendete der Deutsche Bildungsrat in dem Sinne, daß der Weiterbildungssektor wie alle anderen Bereiche des Bildungswesens dieser Verantwortung unterliegen solle. Dabei war klar, daß es nicht um ausschließlich staatliche Trägerschaften,� sondern daß es um ein ”Nebeneinander von staatlich-kommunaler und privater ‚verbrauchernaher‘ Trägerschaft” gehe. ”Die Einbeziehung der Weiterbildung in das Bildungssystem und die mit ihr verbundene stärkere Inpflichtnahme der Träger durch den Staat darf nicht den Verlust der Fähigkeit nach sich ziehen, Bedürfnisse und Anforderungen als gesellschaftliche Impulse rasch aufzunehmen und in die Lernprogramme einzubringen.”� ”Öffentliche Verantwortung” aber hatte auch eine inhaltliche Seite. Es ging darum, ”daß die Gesellschaft es als ihre Aufgabe betrachtet, allen Menschen den Zugang zur Bildung zu ermöglichen, sie in ihrer Persönlichkeit zu unterstützen und zu entfalten und dem Ziel einer humanen Gesellschaft über Bildung näher zu kommen.”� 



Die öffentliche Verantwortung für die Weiterbildung reklamieren unterschiedliche Interessen. Neben den neuen Regierungsparteien und Gewerkschaften beschwört sie der Deutsche Volkshochschul-Verband � genauso wie der Verband Deutscher Privatschulen �, die Evangelische Erwachsenenbildung � ebenso wie namhafte Vertreter/innen der Erwachsenenbildungswissenschaft.�



Der Beschluß des GEW-Gewerkschaftstages von 1993 fordert unter dem Punkt ”Öffentliche Verantwortung durchsetzen” den Ausbau der Volkshochschulen, hebt aber die Organisation von Rahmenbedingungen für das gesamte Angebot und alle Träger hervor. Öffentliche Verantwortung müsse der Transparenz des Angebots und der Beratung, der Qualitätssicherung, der Kooperation der Träger und vernachlässigten Zielgruppen gelten. Juristische Rahmensetzung (z. B. Bundesrahmengesetz), finanzielle Förderung, institutionelles Engagement und Mehr-Leistungen für die Infrastruktur seien zentral.�



Der Deutsche Gewerkschaftsbund erklärt im März 98 in seiner Plattform Weiterbildung: ”Öffentliche Verantwortung sichert die Rahmenbedingungen und die Grundversorgung. Der Staat garantiert Pluralität und nutzt seine Kompetenzen, um den Teilnehmerschutz, die Zertifizierung und Anerkennung von Weiterbildungsleistungen zu gewährleisten sowie Forschung und Lehre in der Weiterbildung zu fördern. Unterstützend und moderierend soll der Staat seine Verantwortung für die Weiterbildung in Kooperation mit den gesellschaftlichen Gruppen, Wirtschaft und Gewerkschaften, den Trägern und den sonstigen an der Weiterbildung Beteiligten wahrnehmen.”�



	Diese Vorstellungen zur öffentlichen Verantwortung sind nicht allzu weit von der ”Dritten Empfehlung” der Kultusministerkonferenz entfernt. Danach tragen Verantwortung für die Weiterbildung ”die einzelnen Bürgerinnen und Bürger, aber auch die öffentliche Hand (Kommunen, Länder, Bund, Europäische Union), die Wirtschaft, die gesellschaftlichen Gruppen, die Weiterbildungseinrichtungen und die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten.” Zur öffentlichen Verantwortung gehöre die Sicherung der Rahmenbedingungen für die Grundversorgung, die Wahrung der Pluralität, die Kooperation und Koordination, die Setzung innovativer Schwerpunkte, Information, Beratung und Werbung, Qualitätssicherung und Anerkennung von Weiterbildungseinrichtungen, die Zertifizierung und der Teilnehmerschutz sowie die Forschung und Lehre in der Weiterbildung. ”Die öffentliche Hand nimmt ihre Verantwortung für die Weiterbildung in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft, den gesellschaftlichen Gruppen und den sonstigen an Weiterbildung Beteiligten wahr.”�



Der gegenüber der Ursprungsintention des Bildungsrates eingeschränkte Begriff von öffentlicher Verantwortung, wie ihn die Kultusministerkonferenz vertritt, ist in einem politischen Lager hoffähig. Die Sozialdemokratische Partei benutzt ihn sinngemäß� ebenso wie B 90/Die Grünen� und sozialdemokratisch geführte Bundesländer.� Dieses Verständnis von öffentlicher Verantwortung hängt eng mit dem Begründungszusammenhang der ”mittleren Systematisierung” zusammen,� wenngleich es damit auch nicht identisch ist. ”Das Ausmaß öffentlicher Verantwortung wird, verglichen mit den Empfehlungen des Deutschen Bildungsrats, zurückgeschraubt und in ein neokorporatistisches Modell einbezogen, in welchem die Intensität staatlichen Handelns ungeklärt bleibt...Hier könnte die Kritik greifen, daß das Prinzip der öffentlichen Verantwortung – ursprünglich entwickelt aus den bildungsbezogenen Grundrechten des sozialen Rechtsstaats – entweder zur Sozialhilfe oder zum Verbraucherschutz verkommt.”�



	Unternehmer�, CDU� und FDP� suchen den Begriff der öffentlichen Verantwortung zu meiden. Sie sprechen von ”Rahmenbedingungen”, die der Staat setzen könne, betonen aber Eigeninitiative des einzelnen und wettbewerbliche Regelungen. Sehr zurückhaltend war auch die Mehrheit der Enquete-Kommission des Bundestages mit dem Begriff der öffentlichen Verantwortung umgegangen, den sie hauptsächlich im Zusammenhang der Förderung benachteiligter Zielgruppen benutzte.� 



Gemeinsam ist allen dargestellten Positionen zur öffentlichen Verantwortung, daß an der gewachsenen Trägerstruktur nicht grundsätzlich gerüttelt werden soll. Pluralität und Subsidiarität der Weiterbildung sind trotz vereinzelter grundsätzlicher (älterer) Kritiken� am Ende der Ära Kohl faktisch sakrosankt.





3.2.3 Gesetzliche Regelung der Weiterbildung?



Neben der Frage einer bundeseinheitlichen Regelung des Bildungsurlaubs wird für die Kompetenzen des Bundes immer wieder ein Bundesrahmengesetz zur Weiterbildung angemahnt. Die grundsätzlichen Positionen, Deregulierung oder begrenzte Regulierung der Weiterbildung, finden sich auch bei dieser Frage in der gewohnten Schlachtordnung wieder. 



	Die Forderung nach einem Bundesrahmengesetz zur Weiterbildung ist eine alte gewerkschaftliche Forderung, die in letzter Zeit vor allem von der GEW�, aber auch vom DGB� vertreten wird. Das Rahmengesetz solle helfen, die vierte Säule auszubauen und die öffentliche Verantwortung durchzusetzen. Ganzheitliche Weiterbildung im Sinne der Integration von allgemeiner, beruflicher, kultureller und politischer Bildung, die Sicherung der Finanzierung durch Koordination und der Abbau von Benachteiligungen seien Ziele eines Rahmengesetzes. Ein individuelles Recht auf Weiterbildung müsse gewährleistet, die Qualität gesichert, der ”Qualifikationsstandort” entwickelt und lebensbegleitendes Lernen ermöglicht werden. Schließlich müßten vergleichbare Freistellungsregelungen in allen Bundesländern geschaffen werden. �



	Ein Rahmengesetz zur Weiterbildung – wesentlicher Inhalt der Minderheitsauffassung der Enquete-Kommission Bildung 2000� - wurde von der SPD zuletzt 1994 gefordert, im jüngsten parlamentarischen Antrag gegen Ende der Kohl-Regierung fehlte aber diese Forderung. Dafür machen B 90/Die Grünen sich für ein solches Gesetz stark., das Bestandteil ihres Wahlprogramms 1998 ist. Sie forderten Ende 1997 die Kohl-Regierung auf, eine Bundesrahmenordnung vorzulegen, die den grundsätzlichen Anspruch aller Arbeitnehmer/innen auf Weiterbildung garantiert, die plurale Trägerlandschaft festschreibt, die Qualität definiert, Abschlüsse zertifiziert, Ausbildungsgänge modularisiert, die Organisation der beruflichen Weiterbildung dezentralisiert und die Regierung verpflichtet, analog zum Berufsbildungsbericht einen Weiterbildungsbericht vorzulegen.� Auch der Deutsche Volkshochschul-Verband unterstützt die Forderung nach einem Bundesrahmengesetz.�

Im Gegensatz zur Kultusministerkonferenz� konnte sich die Kohl-Regierung kein Bundesrahmengesetz vorstellen.� Darin stimmten alle Parteien der bürgerlichen Koalition der Mitte überein.� Die Spitzenverbände der Wirtschaft lehnen ebenso kategorisch gesetzliche Regelungen ab.� Der Deutsche Industrie- und Handelstag sieht in Weiterbildungsgesetzen eine ”Sackgasse” und einen ”Eingriff in Unternehmensfreiheit”.�





3.3 Personale oder funktionale Weiterbildung?



Neben der Frage des Ordnungsrahmens der Weiterbildung gibt es fundamentale Unterschiede im Bildungsbegriff. Diese Unterschiede korrespondieren in gewisser Weise mit den oben dargestellten unterschiedlichen Ordnungsvorstellungen über die Weiterbildung. Etwas vergröbert ausgedrückt, geht es um ”Ökonomisierung oder Demokratisierung”�, es geht darum, wem Weiterbildung zu dienen habe: dem Individuum oder gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Anforderungen.�



Unter der Überschrift ”Bedarfsorientierung oder Anspruchsorientierung” schreibt das IW: ”Der Weiterbildung kommt aus Sicht der Wirtschaft vor allem die Aufgabe zu, den Prozeß der betrieblichen Leistungserstellung zu unterstützen und seine Ergebnisse zu verbessern. Die Planung der betrieblichen Weiterbildung hat sich deshalb vorrangig am betrieblichen Bedarf zu orientieren. Daraus folgt, daß betriebliche Weiterbildung weder ein Instrument der allgemeinen und politischen Weiterbildung darstellt, noch Qualifikationsunterschiede aus vorangegangenen Bildungsphasen kompensieren oder eine für alle Mitarbeiter gleiche Weiterbildung bieten kann.”� Wissen und Können sollen an den fortschreitenden Wandel angepaßt werden. ”Betriebliche Weiterbildung hat Investitionscharakter und steht damit auf der gleichen Stufe mit zum Beispiel den Aufwendungen für Public-Relations-, Werbungs- oder Forschungs- und Entwicklungsmaßnahmen. Wie jede Sachinvestition müssen sich auch Weiterbildungsinvestitionen rechnen, das heißt, sie sind auf Dauer über die Erträge zu decken.”� Vor allem in Zusammenhang mit der Standortdebatte trugen die Wirtschaftsverbände ihre Vorstellung der Humankapital-Bildung vehement vor. Breit angelegte Weiterbildung sei ”der wesentliche Faktor für die Sicherung des Wirtschaftsstandorts Deutschland.”� Den Zusammenhang von Weiterbildung und Standortwettkampf stellt auch die EU-Kommission her.�



	Die Kultusministerkonferenz� (ebenso wie der Deutsche Volkshochschul-Verband�) geht zu diesen Vorstellungen der Europäischen Kommission auf vorsichtige Distanz, indem sie ihren Begriff von Bildung als Persönlichkeitsbildung hervorhebt. ”Weiterbildung soll allen Menschen, unabhängig von ihrem Geschlecht und Alter, ihrer Bildung, sozialen und beruflichen Stellung, politischen oder weltanschaulichen Orientierung und Nationalität, die Chance bieten, sich die für die freie Entfaltung der Persönlichkeit und die Mitgestaltung der Gesellschaft erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten anzueignen."�



Gegen die Einvernahme von Bildung als Produktionsfaktor und ihre Instrumentalisierung im Standortwettkampf, die die Menschen zur Hardware mache, und gegen die Ökonomisierung von Politik formuliert Regina Görner vom DGB: ”Der Mensch und seine Entfaltung als Ziel politischen Handelns sind mehr und mehr aus dem Blick geraten. An dem humanen Impuls anzusetzen, der in den 60er/70er Jahren maßgeblich war, gilt inzwischen als peinliche Rückschrittlichkeit – nicht nur im Feld der Bildungspolitik! Gewerkschaften bekennen sich zu dieser Rückschrittlichkeit. Es ist und bleibt unsere Aufgabe, allen Ökonomisierungstrends zum Trotz, die Politik am Menschen und seinen Bedürfnissen und Zielen zu messen. Gewerkschaften müssen unverändert dafür eintreten, daß Wirtschaft dem Menschen zu dienen hat – und nicht umgekehrt. Und sie fragen daher bei Bildung auch zunächst nach dem Nutzen für das Individuum.”�



Die Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und Grünen vom Oktober 1998 betont die personale Funktion von Bildung: ”Unsere Leitidee ist das Recht auf Bildung, das heißt die bestmögliche Bildung für alle. Ziele sind mehr Chancengleichheit, Gleichwertigkeit aller Bildungsgänge und die Förderung unterschiedlicher Begabungen...”�





4.	Aktuelle Streitpunkte



Etliche der prinzipiellen Streitpunkte lassen sich in die Themen der aktuellen Auseinandersetzung durchdeklinieren. Aber es gibt auch Überschneidungspunkte, bei denen einvernehmliche Lösungen denkbar scheinen.





4.1 Bewertung von Weiterbildung



Bei allen Fragen, die mit der Bewertung von Weiterbildungseinrichtungen oder Weiterbildungsangeboten zusammenhängen, ist die Frage auf die Tagesordnung gesetzt, wer bewerten soll, was den Grundkonflikt Markt versus Staat aktualisiert.� Allerdings ist die politische Marktgegnerschaft überwiegend nicht von Staatsgläubigkeit, sondern eher vom Konzept der mittleren Systematisierung geprägt. 





4.1.1 Qualität



Seit Mitte der siebziger Jahre ist das Problem der Qualitätssicherung aktuell.� Die Qualitätsdiskussion wurde insbesondere in die finanzielle Kürzungspolitik eingebunden.� 



Die Frage der Qualität von Weiterbildungsmaßnahmen hatte das IW in seinen Thesen von 1988 als ein Problem der freiwilligen Selbstkontrolle der Weiterbildungsträger angesprochen,� worin ihm die Mehrheit der Bundestagskommission Bildung 2000 zwei Jahre später folgte.� Auf dem Hintergrund zahlreicher Initiativen zur Qualitätssicherung zieht das Kölner Institut 1996 sein Fazit, daß durch die Datenbank KURS DIREKT die notwendige Markttransparenz hergestellt sei. ”Die Frage der Qualitätssicherung kann nicht mit einer Patentregelung oder Vorschrift gelöst werden. Die vielfältigen Möglichkeiten und vorhandenen Bemühungen der Weiterbildungsanbieter, die Qualität ihrer Angebote zu sichern und weiter zu verbessern, zeigen, daß diese ihre Aufgabe eines guten Seminarangebotes ernst nehmen. Überlegungen, den Staat in diesen Bereich stärker einzubeziehen, würden den großen Vorteil der Marktnähe und Anpassungsfähigkeit des bestehenden Systems bedrohen.”�



Der angesprochene Staat drückt sich – in Gestalt der Kultusministerkonferenz - sehr vorsichtig und gegenüber den Wirtschaftsvorstellungen eher nachgiebig aus: ”Qualitätssicherung bedarf der Kontrolle, die auch Selbstkontrolle sein kann, und ist als Schutz für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie als Gütenachweis für die Einrichtungen der Weiterbildung unverzichtbar.”�



Konträr zu den Vorstellungen der freiwilligen Selbstkontrolle fordert die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft nicht, die Qualitätskontrolle staatlich, etwa nach dem Modell der Schulaufsicht, zu regeln,� sondern öffentlich-rechtlich. Dazu müßten Standards festgelegt werden, welche die verschiedenen Aspekte von Qualität berücksichtigten. ”Von zentraler Bedeutung für die Sicherung der Qualität ist qualifiziertes und abgesichertes Personal. Darüber hinaus sollen Evaluationsinstrumente entwickelt werden, welche die Möglichkeit der Rückmeldung bezogen auf die Qualität der Institutionen und Programme durch die Teilnehmenden erhöhen. Die institutionelle Zuständigkeit für die Qualitätskontrolle liegt bei auf Landesebene neu einzurichtenden Organen,” womit öffentlich-rechtliche Weiterbildungsräte gemeint sind. ”Die Landesweiterbildungsräte setzen sich aus den Weiterbildungsträgern zusammen. In ihrem Vorstand und ihren weiteren Gremien sind die Arbeitgeber und Beschäftigten der Weiterbildungseinrichtungen sowie die Teilnehmer/innen angemessen zu beteiligen. Darüber hinaus sollten ihnen die Vertreter des öffentlichen Interesses (des Staats, außerdem z. B. der Landesarbeitsämter, Hochschulen, Landesausschüsse für Berufsbildung) angehören.”�



Die Frage der Qualitätssicherung in der Weiterbildung erreichte einen vorläufigen Höhepunkt mit der Auseinandersetzung über DIN EN ISO 9000ff. Im November 1994 hatten die Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft und der Wuppertaler Kreis die Zertifizierungsgesellschaft CERTQUA gegründet, was ihnen auf dem Hintergrund des ausbrechenden ISO-Fiebers von den Gewerkschaften den Vorwurf eintrug, ”sich als Akkreditierungsstelle für alle Weiterbildungsträger zu verankern.” Der DIHT, der staatliche Eingriffe in das Weiterbildungsgeschehen immer abgelehnt habe, sei dabei, ”sich in Schlüsselbereichen als quasi staatliches Ersatzorgan zu etablieren.”� So sei der Schiedsrichter zugleich Spieler einer Mannschaft.�



Die Kritik am ISO-Konzept kam zusätzlich vor allem von Trägern der sog. allgemeinen, politischen und kulturellen Weiterbildung. Die Qualitätsdiskussion sei offenbar eine Diskussion um Marktanteile.� Und: ”Wir erkennen vielmehr in der Qualitätssicherungsdiskussion eine massive Tendenz, ein technisches Normierungsdenken und dessen Kategorien sowie Effektivitätskriterien aus dem Bereich der Produktion und des Absatzes von Waren als orientierenden und bestimmenden Maßstab in den Bildungsbereich einzuführen.”�



Aus der Kultusministerkonferenz kommt eine – möglicherweise� die Gegensätze versöhnende – Position. Peter Krug bringt das Stichwort ISO 9000 plus in die Diskussion. ISO 9000ff könne nicht ignoriert, bekämpft, aber auch nicht einfach nur nachvollzogen werden. ”Deutsche Weiterbildungsqualität in Europa” müsse in öffentlicher und korporativistischer Verantwortung veranstaltet sein. Öffentliche Träger- und Maßnahmeanerkennung müßten mit korporativistischer Beteiligung und Kontrolle stattfinden.� 



Inzwischen ist die ISO-Diskussion deutlich abgeflaut. Dieter Gnahs sieht eine Tendenz, daß der Staat sich verstärkt dem Qualitätsproblem widme und verstärkt pädagogische Akzente gesetzt würden. Er glaubt, daß die diskutierten Qualitätskonzepte sich annähern und miteinander verwoben würden. ”Das vom KMK-Ausschuß und einigen seiner Mitglieder ins Spiel gebrachte Konzept ‚ISO 9000 Plus‘ wäre so eine Symbiose, die die Prozeßorientierung der ISO-Norm verbindet mit der Definition von allgemein akzeptierten und gültigen Standards für die Weiterbildung, also eine Art deutsche Weiterbildungsnorm, deren Einhaltung dann die Grundlage für die Förderung aus allen Töpfen wäre.”�

Zu einem neuen Streitpunkt in der Qualitätsdiskussion scheint sich die soziale Lage des Weiterbildungspersonals zu entwickeln. Unbestritten gilt das Personal als Schlüsselfaktor der Weiterbildungsqualität.� Die GEW rückt nun aber die Beschäftigungsbedingungen des Weiterbildungspersonals gerade unter dem Qualitätsgesichtspunkt in den Vordergrund. Sie stellt auf ihrem Gewerkschaftstag 1997 fest, daß die Masse des Weiterbildungspersonals unter prekären Beschäftigungsbedingungen arbeite, hauptsächlich im Honorarverhältnis. Dies habe gravierende Folgen für die Qualität der Weiterbildung. Unter der fehlenden Arbeitsplatz- und sozialen Sicherheit leide die Identifikation mit der auftraggebenden Einrichtung, oft entstehe eine negative Einstellung zur eigenen Tätigkeit. Die Einbindung in die Organisationsstrukturen der Weiterbildungseinrichtungen sei durch das Konstrukt der freien Mitarbeit ausgeschlossen, Honorararbeit erzwinge Mehrfachbeschäftigungen und hohe Fluktuation, behindere Koordination, Vorbereitung und Fortbildung, da diese von den Lehrkräften mit ihren ohnehin schmalen Einkünften selbst bezahlt werden müsse.� 





4.1.2 Zertifizierung



Die Forderung nach Zertifizierung von Bildungsleistungen war bereits im Strukturplan des Deutschen Bildungsrats enthalten, und zwar im Zusammenhang mit dem Nachholen schulischer Abschlüsse. Die Europäische Kommission stellt 1996 die Frage der Lernnachweise in ihrem Weißbuch als zentral heraus. ”In der kognitiven Gesellschaft muß der einzelne die Möglichkeit haben, grundlegende fachliche und berufliche Fähigkeiten anerkennen zu lassen, unabhängig davon, ob er eine Ausbildung mit Abschlußdiplom durchläuft bzw. sich eine Praxis beispielsweise in den Bereichen Führerschein, Englisch (TOEFL-Test) oder Mathematik (Känguruh-Test) aneignet.�



Der Antrag der oppositionellen SPD-Fraktion im Bundestag vom Mai 1998 knüpft inhaltlich an diesen Vorstellungen an. EU-weit sollten Zeugnisse und Zertifikate einheitlich dokumentiert und anerkannt werden. Der ”EG-Weiterbildungspaß” von 1990 kommt jetzt unter dem Namen ”WeiterbildungsCard” zu neuen Ehren (Er wird auch unter den Namen ”Zertifikatsheft”� oder ”Kompetenz-Paß”� gehandelt, die Kohl-Regierung sprach von einem ”persönlichen Portfolio der beruflichen Qualifikationen”�). Die Modularisierung der beruflichen Weiterbildung durch Teilqualifikationen und Zertifikatsstufen, die mit Abschlüssen des übrigen Bildungswesens verknüpft werden könnten, sei wichtig für den beruflichen Aufstieg.�



Die Kultusministerkonferenz beschränkt in ihrer Dritten Empfehlung Teilnahme- und Leistungsnachweise 1994 noch auf ”bestimmte Bereiche der Weiterbildung”. Die Gewerkschaften fordern ebenfalls die Zertifizierung von Weiterbildungsmaßnahmen, betonen aber die Notwendigkeit, daß die beurkundenden Einrichtungen unabhängig sein müßten.� 



Die Wirtschaftsverbände setzen auf Qualitätssicherung durch Wettbewerb und auf eine Zertifizierung des Qualitätsmanagements. ”Die Wirtschaft legt größten Wert darauf, den Weiterbildungsmarkt elastisch, dynamisch und anpassungsfähig zu halten und wehrt sich deshalb gegen bürokratische Einengungen und staatliche Interventionen. Dennoch können Beliebigkeiten, Wildwuchs und mangelndes Niveau vermieden werden, denn Qualitätssicherungs- und Zertifizierungssysteme sowie auch eine Selbstkontrolle der Bildungsträger sorgen dafür, daß den vorhandenen Bildungspfuschern ihr Handwerk gelegt wird.”� Und: ”Die Entwicklung der letzten Jahre hat gezeigt, daß eine Qualitätssicherung, wie sie auf privatwirtschaftlichem Wege durch die Qualitätsgemeinschaften und die Zertifizierung nach DIN EN ISO-Normen zustande gekommen ist, einer staatlichen Reglementierung vorzuziehen ist. Durch die Zertifizierung werden die Weiterbildungseinrichtungen unter einen erheblichen Wettbewerbsdruck gesetzt.”�



Hinter der Auseinandersetzung um die Zertifizierung lauert die alte Grundsatzfrage nach mehr Markt oder mehr Staat in der Weiterbildung. Wolfgang Wittwer faßt den Kern der Auseinandersetzung so zusammen: ”An die Stelle öffentlicher und allgemein anerkannter Titel treten jetzt private Titel. Bei diesen handelt es sich jedoch um ‚Haus-Zertifikate‘ bzw. ‚Haus-Titel‘. Sie gelten in der Regel nur für den Einflußbereich des jeweiligen Weiterbildungsträgers. Bei der betrieblichen Weiterbildung beispielsweise, der ja die größte Bedeutung in der beruflichen Weiterbildung zukommt, vergeben die Unternehmer bzw. die Personal- und Bildungschefs die Titel. Sie bestimmen damit, wer von den Erwerbstätigen am Karriererennen teilnehmen kann. Sie sind jetzt die Instanz, die soziale Chancen verteilt. Damit schaffen die beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen gerade die Abhängigkeiten, die durch die berufliche Weiterbildung eigentlich verringert werden sollten. ‚Die Anerkennungsmacht von Titeln verlagert sich von den öffentlichen Institutionen auf private. Staatliche, das heißt öffentliche Legitimationsmacht, wird ersetzt durch private Definitionsmacht.‘”�



	

4.1.3 Akkreditierung



Eng mit dem Streit über die Zertifizierung hängt die Auseinandersetzung zusammen, wer das Recht erhalten soll, allgemeingültige Zertifikate zu verteilen, bzw. wer welche Einrichtungen mit einem solchen Recht beleiht. Die Spannweite der Vorstellungen reicht von staatlichen Akkreditierungsstellen über öffentlich-rechtliche Einrichtungen hin zum anderen Pol, zu den kommerziellen Zertifizierungsgesellschaften und schließlich zur freiwilligen Selbstkontrolle der Weiterbildungsanbieter. Es ist deutlich geworden, daß es sich dabei um mehr als einen Streit über Kompetenzen handelt, vielmehr ist die Verteilung der Gewichte zwischen den Sozialparteien betroffen.



Die Position der Spitzenverbände der Wirtschaft zur ”Qualitätskonkurrenz” ohne regelnden Eingriff wurde faktisch durch den Einstieg in die ISO-Zertifizierung aufgegeben. Plötzlich waren Kriterien für Qualitätsbewertung und Kontrolle formulierbar, und auch der Aufbau von Bürokratien schreckte nicht mehr. Auf den Aufschrei, den die Gründung von CERTQUA bei den Gewerkschaften verursacht hat, ist bereits hingewiesen worden. ”Was unter öffentlicher Verantwortung immer abgelehnt wurde, war in privater Regie jetzt kein Tabuthema mehr. Die Weiterbildungsträger müssen sich ein Gütesiegel bei der CERTQUA kaufen.”� Gewerkschaftsvertreter forderten statt CERTQUA eine Zertifizierungsgesellschaft, die von Staat und Sozialparteien gemeinsam getragen werde.�

Die Europäische Kommission drückt ihre Vorstellungen, wer Kompetenzen verbindlich beurkunden könne, nicht sehr scharf aus, es fällt aber eine gewisse Wirtschaftslastigkeit auf.� Bei den Vorstellungen, die Akkreditierung von Einrichtungen und Veranstaltungen öffentlich geregelt sehen wollen, fällt auf, daß sie nicht sehr einheitlich sind. Der Deutsche Volkshochschul-Verband regt an, daß die akkreditierenden Institutionen ”öffentlich legitimiert” sein sollten,� was sicherlich keine besonders präzise Formulierung darstellt und Raum für weitreichende Interpretationen läßt. Die GEW ist präziser: ”Für Institutionen, die offene Weiterbildungsangebote bereitstellen, sollen Mindestvoraussetzungen festgelegt werden. Auch für kommerzielle Weiterbildungsanbieter muß deshalb ein Verfahren der Zulassung eingeführt werden.”� Als Akkreditierungsinstanz sollen Weiterbildungsräte fungieren, in denen Arbeitgeber und Beschäftigte der Weiterbildungsträger, Teilnehmer/innen und Vertreter des öffentlichen Interesses vertreten sind. Peter Faulstich wirft in Zusammenhang mit der Zulassung kommerzieller Anbieter den Begriff der ”öffentlich-rechtlichen Weiterbildungskammer” in die Debatte.� Und Edgar Sauter kann sich vorstellen, daß Qualitätsstandards von Sozialparteien und Staat entwickelt und arbeitsteilig zertifiziert werden könnten, ”d. h. von staatlichen und privaten Stellen”.� Klaus Heimann von der IG Metall denkt an eine regional gegliederte Selbstverwaltung nach dem Beispiel der Bundesanstalt für Arbeit in einem öffentlich kontrollierten System der Weiterbildung, bei der alle öffentlichen Aufgaben der beruflichen Bildung konzentriert sein sollten. Diese neue zuständige Stelle könne das Akkreditierungsverfahren von Weiterbildungseinrichtungen regeln,� eine Vorstellung, die sich auch im SPD-Programm von 1991 findet.�





4.2 Nervus rerum



	Daß nicht mehr (öffentliches) Geld (für Bildung und andere Aufgaben des Sozialstaats) da sei und es, wenn nicht absolut, so doch relativ immer weniger werde, hat sich in den letzten Jahren zu einem scheinbar ehernen Naturgesetz verfestigt. Nur sehr selten wird in der erwachsenenpädagogischen Debatte darauf hingewiesen, daß die Krise des Sozialstaats inszeniert und Folge von gigantischen Umverteilungsprozessen sei.� Die staatliche Finanzkrise wird vielfach als unabänderlich hingenommen, und die Gedanken kreisen im wesentlichen darum, wie Weiterbildung mit den sinkenden öffentlichen Zuschüssen umzugehen habe.





4.2.1 Finanzierung



	Die Finanzierung der Weiterbildung speist sich im wesentlichen aus drei Quellen. Neben der Wirtschaft� zahlen öffentliche Hände und Teilnehmer/innen den Löwenanteil der Kosten. Hinzu kommen in geringerem Umfang Mittel von Verbänden oder gesellschaftlichen Institutionen, die aber in vielen Fällen, etwa bei der kirchlichen Erwachsenenbildung, den Krankenkassen oder Rundfunkanstalten, letztendlich auch aus Steuer-, öffentlichen Gebühren- oder Versicherungseinnahmen gedeckt werden.



	Die Mischfinanzierung der Weiterbildung wird von niemandem in Frage gestellt und immer wieder als Prinzip betont.� Probleme ergeben sich aus der finanziellen ”Unterausstattung”� und daraus, daß Weiterbildungspolitik ”zur abhängigen Variablen konjunktureller Schwankungen”� geworden sei, was Einrichtungen in ihrem Bestand gefährde� und was vor allem für die Stop-and-go-Finanzierung der arbeitsmarktpolitischen Weiterbildung gelte.� Grundfrage hinter den Problemen der Finanzierung ist die Gefährdung ”der sozialstaatliche(n) Verpflichtung zur Gewährleistung von Bildungsangeboten für alle”,� ist die Gewährleistung der ”gesellschaftlichen Teilhabe”,� zu deren Voraussetzung Weiterbildung geworden ist.



Aus Wirtschaftssicht gilt: Die betriebliche Weiterbildung solle von den Arbeitgebern bezahlt werden, bei beruflicher Weiterbildung, die der Mitarbeiter aus eigener Initiative ergreife, solle der Arbeitnehmer eine angemessene finanzielle Eigenbeteiligung tragen. ”Eine ergänzende staatliche oder parafiskalische Finanzierung der Weiterbildung kommt entsprechend dem Subsidiaritäts- und Solidaritätsprinzip dort in Betracht, wo eine privatwirtschaftliche Finanzierung nicht oder nur in geringem Maße zustande kommt und/oder ein gesellschaftspolitisches Interesse vorhanden ist. Dies gilt zum Beispiel für das Nachholen allgemeinbildender oder beruflicher Abschlüsse, in der politischen Weiterbildung oder bei der Finanzierung von Weiterbildungsmaßnahmen für einkommensschwache Bevölkerungskreise wie Arbeitslose oder Aussiedler.”� 



Der Grundgedanke der Finanzierung der Weiterbildung durch die jeweiligen Nutzer ist vom Kieler Institut für Weltwirtschaft inzwischen dahingehend weiterformuliert worden, daß dies für alle Bereiche des Bildungswesens, also auch für die öffentlichen Schulen, zu gelten habe und der Staat lediglich einen Bürgschaftsrahmen zur Verfügung stellen solle.� 



	Von Christoph Ehmann (als sozialdemokratischem Staatsvertreter) stammt - in Übereinstimmung mit dem SPD-Programm von 1991� - der Vorschlag, die individuellen Weiterbildungskosten nicht nur von der Steuer, sondern von der Steuerschuld absetzen zu können.� Im Antrag der SPD-Fraktion im Bundestag vom Mai 1998 taucht dieser Vorschlag auch acht Jahre später wieder auf.� Die Mehrheit der Enquete-Kommission des Bundestages aus CDU/CSU und F.D.P. spricht sich ebenfalls für ”teilnehmerbezogene steuerrechtliche Maßnahmen” aus, um zusätzliche Weiterbildungsanreize zu schaffen. ”Die Förderung der Weiterbildungsteilnehmer geht grundsätzlich einer Förderung von Weiterbildungsträgern vor.”� Neben anderen bringt Hermann Schmidt die Idee von Weiterbildungsgutscheinen ins Spiel, die sowohl vom Staat als auch von Betrieben vergeben werden könnten.� 



Klaus Heimann von der IG Metall fordert 1990 eine Fonds-Finanzierung.� Natürlich gehen die Gewerkschaften auch von der Steuerfinanzierung der Weiterbildung aus. Wilhelm Adamy hebt - im Zusammenhang der FuU-Maßnahmen und der Abhängigkeit des Haushalts der Bundesanstalt für Arbeit von der Arbeitslosenquote und damit des Beitragsaufkommens - hervor, daß ”zentraler Eckpfeiler der Finanzverfassung der Bundesanstalt für Arbeit ... der Bundeszuschuß sein (muß).”� Die GEW fordert ebenfalls die Umstellung der Finanzierung der BA ”auf eine breitere Basis als die bisherige” und will auch allgemeinbildende Weiterbildungsinhalte durch das AFG (jetzt SGB III) gefördert sehen. Außerhalb der BA-geförderten Weiterbildung sei es notwendig, ”eine haushaltsunabhängige Kontinuität der Finanzierung zu sichern.�



	Ein gänzlich ”neues Finanzierungssystems” hat der ”Sachverständigenrat Bildung bei der Hans-Böckler-Stiftung” vorgelegt. Dem ”Sachverständigenrat”, der an die Tradition des Deutschen Bildungsrats anknüpfen will, gehören hochkarätige Vertreter/innen aus Wissenschaft, Wirtschaft, Verwaltung und Bildungspraxis an. Die Zeitungsberichte über die Schrift ”Für ein verändertes System der Bildungsfinanzierung” lösten noch am Tag ihres Erscheinens ein Beben in der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft aus.



Der Sachverständigenrat empfiehlt, die ”Ansätze des Bildungssparens, des Bildungsdarlehns und des Bildungsgutscheins zu einem einheitlichen Instrument, dem Bildungskonto, zusammenzufassen. Dieses Instrument...möchte der Sachverständigenrat begrenzt sehen auf die an die Schulpflicht im allgemeinbildenden Schulsystem anschließende Phase, also auf die Bereiche der gymnasialen Oberstufe, des schulischen Teils der Dualen Ausbildung, der beruflichen Ausbildung in Vollzeitschulen, der Hochschulbildung und der Weiterbildung.” Die Bildungskonten, auf denen ein individuelles Guthaben für die Kosten der späteren Teilhabe an Bildung angesammelt werden soll, sollen für alle Heranwachsenden eingerichtet werden. Auf vier Wegen soll das Konto gespeist werden: durch individuelle Einzahlungen, durch staatliche Ausbildungszuschüsse, durch staatliche Gutschrift von Bildungsgutscheinen, durch staatliche Bildungsdarlehen.� Auch bestehende Ansätze sollen ausgeweitet werden. ”Erfolgsorientiert kontrolliert” solle das staatliche Bildungsbudget angehoben und dabei durch Kostenrechnung die ”Stückkosten” je Teilnehmer ermittelt und transparent gemacht werden. ”Budgetierung” und ”Zielvereinbarungen” sollten die Effizienz und Effektivität steigern und die Mittel sollten ”verteilungsgerechter” eingesetzt werden. Die neuen Bildungsgutscheine vom Bildungskonto schließlich ”können nur bei akkreditierten – öffentlichen oder nicht-öffentlichen – Institutionen eingereicht werden. Die Akkreditierung erfolgt im staatlichen Auftrag im Rahmen eines Verfahrens der Qualitätsprüfung.”�





4.2.2 Institutionen



	Besonders die vorwiegend öffentlich finanzierten Bildungseinrichtungen sind von der Finanzkrise des Staates zum Teil hart getroffen worden. Bei den Antworten auf diese finanzielle Mangelsituation läßt sich kein wesentlicher Unterschied zwischen den verschiedenen parteipolitischen Kräften feststellen, die auf unterschiedlichen Ebenen in der Republik Verantwortung tragen.



”Viele ehemals wie Behörden arbeitende Bildungseinrichtungen, insbesondere Volkshochschulen, begannen sich hin in Richtung auf Betriebsformen zu entwickeln, entdeckten Marketingverfahren, Managementsysteme, Organisationsentwicklung, Personalführung und Öffentlichkeitsarbeit. Zur ‚pädagogischen‘ kam seit Beginn der 90er Jahre eine Diskussion um Finanzen, Organisationsstrukturen und Betriebsziele. Pädagogische Schwerpunkte, Methoden und Verfahren traten diskursiv in den Hintergrund, obgleich sie in der Praxis geradezu einen Modernitätsschub erlebten.”� Das Wort vom Robin-Hood-Prinzip ging um, wonach es darauf ankomme, daß innerhalb der Einrichtungen Bereiche mit marktgängigen Angeboten höhere Einnahmen erzielen sollten, um gesellschaftlich und sozialpolitisch notwendige Angebote, die unter finanziellem Druck stünden, zu subventionieren und damit zu erhalten.



Während die finanzielle Krise die Konkurrenz verschärfte,� wurde den öffentlich geförderten Einrichtungen angedient, ihre Ressourcen zu optimieren und sich zu budgetieren.� Vor allem an den Volkshochschulen machten und machen Organisationsänderungen nach dem Beispiel der ”Neuen Steuerungsmodelle” der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt) die Runde.� Mal mehr, mal weniger widerwillig haben die meisten dieser Institutionen sich in den Umwandlungsprozeß begeben, der unter dem Schlagwort von mehr Wirtschaftlichkeit läuft und das ökonomische mit dem pädagogischen Referenzsystem verbinden will.� Schritt für Schritt wurde dabei lange verteidigtes Terrain aufgegeben. Die Not, immer stärker auf den Weiterbildungsmarkt geworfen zu werden, wird gar zur Tugend erklärt, � wobei auf zwei Gefahren hingewiesen wird. ”Wenn die Preise für bestimmte Güter so weit ansteigen, daß ein Teil der Bevölkerung ... diese nicht mehr bezahlen kann, wird ein Teil von Bevölkerung von Bildung ausgeschlossen, es entsteht ein sozialer Numerus Clausus ... Die zweite Grenze: Je mehr die öffentlich geförderte Weiterbildung gezwungen ist, ihre Einnahmen aus Teilnehmerentgelten zu erhöhen, umso stärker wird sie in Bereichen tätig, in denen solche Entgelte zu erzielen sind und umso größer ist die Gefahr, daß die wenigen einnahmeträchtigen, aber kosten- und personalintensiven Bereiche zurückgedrängt werden: Allgemeine, politische und ökologische Bildung.”�



	Dem Lob der sich verstärkenden Marktwirtschaft in der öffentlich geförderten Weiterbildung� stehen Untersuchungen gegenüber, die die zuletzt geäußerten Befürchtungen bestätigen .� Aber auch das gesamte Prinzip der Wirtschaftlichkeitsausrichtung wird grundlegend kritisiert.� Innerhalb der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft wird anhand des inzwischen vorliegenden Zahlenmaterials versucht, den konkreten Nachweis zu führen, daß die (angebliche) Versöhnung betriebswirtschaftlicher, pädagogischer und sozialer Kriterien konkret zu Lasten sozial Benachteiligter gehe, daß in der Wirklichkeit nicht Robin Hood, sondern der Sheriff von Nottingham siege.�





4.3	Selbststeuerung



	Die Rolle der sich am Markt behauptenden Weiterbildungseinrichtungen wird relativiert über die Tendenz zum selbstorganisierten, selbstgesteuerten und womöglich selbstfinanzierten Lernen. Die Diskussion über das Self-directed Learning wird seit 25 Jahren in den USA geführt, wo das selbstgesteuerte Lernen in unterschiedlichen Bedeutungen begriffen wird.� In Deutschland hat das Aufkommen der Diskussion aus den ”Kontextbedingungen der betrieblichen Bildung”� einen eindeutigen, interessegeleiteten Hintergrund.





4.3.1 Selbstgesteuertes Lernen



Der Zusammenhang von Kostensenkung und selbstgesteuertem Lernen wurde von Wirtschafts- � und interessierter Seite her schon früh hergestellt. Der wesentliche Vorteil des Computer Based Trainings sei, daß es sich hierbei um eine Form des selbstbestimmten Lernens handele, mit dem man die Kosten um 40% senken könne.� Beim Konzept des selbstgesteuerten Lernens geht es aber nicht nur um Kostensenkung, es wird auch als neoliberales Ordnungsmittel gehandelt, um ”staatliche Vorsorge” im Bereich der Weiterbildung durch ”Selbstverantwortung und Selbstorganisation” zu ersetzen.� Johannes Sauer vom Bundesbildungsministerium formuliert im Zusammenhang mit dem selbstgesteuerten Lernen: ”Es kann nicht Aufgabe des Staates sein, für die vielfältigen Lernerfordernisse in Wirtschaft und Gesellschaft entsprechende Lernangebote vorzuhalten, viel mehr ist die Eigenverantwortung der Individuen, Unternehmen und gesellschaftlichen Gruppen gefordert.”� 



Es fehlt auch nicht der Hinweis, daß das selbstgesteuerte Lernen in Hinblick ”auf die aktuelle Diskussion über den Standort Deutschland in der internationalen Wettbewerbssituation” gesehen werden müsse. Die ”wirtschaftliche Existenzsicherung” hänge davon ab, ”daß alle Bürgerinnen und Bürger, gerade auch die Menschen auf den sog. ‚unteren‘, kundennahen Arbeitsebenen, lernen, in offenen Anforderungssituationen selbständig-kreativ und selbstgesteuert-kommunikativ zu entscheiden und zu handeln – und daß sie dazu auch ständig selbst weiterlernen.”�



Peter Krug fragt : ”Können durch SGL Tendenzen der Individualisierung und Entsolidarisierung in der Gesellschaft verstärkt werden? Soll die Weiterbildung aus der gemeinsamen Verantwortung in das Individuum ‚outgesourced‘ werden?” ”Könnte durch SGL die Notwendigkeit einer Transparenz des Angebots von Weiterbildungsveranstaltungen und damit die für die Umsetzung der Weiterbildungsbereitschaft notwendige Information über differenzierte Angebote ganz entfallen und könnten damit auch der Vertrauensschutz für die Weiterbildungsbeteiligten, die Qualitätssicherung und die Evaluation der Ergebnisse obsolet werden?” ”Würde die Bedeutung sozialer und politischer Inhalte durch SGL weiter zurückgefahren werden und die eng gefaßte berufliche Weiterbildung eine noch stärkere Dominanz erhalten?”�



Für Lernentwöhnte und sozial Benachteiligte könnten sich neue Bildungsbarrieren aufbauen – eine Befürchtung, die auch die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft ausspricht.� Denn: Es ”sprechen zahlreiche Argumente dafür, daß die Fähigkeit, den eigenen Lernprozeß zu organisieren, jenen besser gelingt, die bereits über ein gutes Bildungskapital verfügen, also durch Bildung privilegiert sind.”� Möglicherweise würden gerade ”Eliten” durch das Selbstlernen gefördert.�



Das selbstgesteuerte Lernen erfährt einen besonderen Impuls durch den Schritt ”von der Weiterbildung zur Kompetenzentwicklung”. Die Erfahrung in Ostdeutschland habe gezeigt, daß es um mehr als nur um neues Wissen gehe. Die Aneignung neuer sozialer Fähigkeiten und Fertigkeiten sei gefragt. ”Die Vermittlung neuer Werte und Werthaltungen zählt zu den entscheidenden Komponenten eines komplexen Lernprozesses, der mit dem Begriff der Kompetenzentwicklung zu umschreiben ist...Soziale Fähigkeiten, Werthaltungen, Verhaltensweisen können jedoch nur in komplexen Lernstrukturen ausgeprägt werden. Deshalb sind komplexe, dynamische Lernstrukturen zu entwickeln. Hierbei müssen die betriebliche Weiterbildung, die organisierte marktmäßige Weiterbildung, das Lernen im Prozeß der Arbeit, das autodidaktische Lernen wie auch sozial gestaltete Lernfelder im Zusammenhang gesehen werden.” Da niemand die zukünftigen Qualifizierungsbedarfe kenne und Arbeitslosigkeit auch Hoch- und Gutqualifizierte treffe, komme der Kompetenzentwicklung und der Potentialsicherung Arbeitsloser ein hoher Stellenwert zu.� 



Als komplexe Lernstrukturen gelten die Kombination von Arbeiten und Lernen und das Lernen im sozialen Umfeld. ”Die veränderten Aneignungsweisen haben auch zu vielfältigen Modifikationen in den didaktischen Lehr- und Lernformen geführt. Diese Formen sind vor allem durch die veränderten Selbst- und Mitbestimmungsmöglichkeiten der Teilnehmer gegenüber Lerninhalten und –zielen, die Modifizierung der pädagogischen Führung, die Selbstorganisation des Lernens durch Leiter und Teilnehmer, die individuelle Differenzierung der Aneignungsprozesse und die Reflexivität der Akteure charakterisiert. Dieser ‚Entschulungsprozeß‘ der Weiterbildung wird sich langfristig als dominierende Tendenz erweisen.”� Kompetenz bringe im Unterschied zu anderen Konstrukten die Selbstorganisationsfähigkeit des Individuums auf den Begriff, � die Verzahnung von Motivation und selbständigem Lernen werde durch den Kompetenzbegriff belegt,� der allerdings eng auf die berufliche Weiterbildung ausgerichtet ist.�



Die Debatte um das selbstgesteuerte Lernen hat noch nicht die Tradition der politischen Auseinandersetzung wie etwa Qualitäts- oder Zertifizierungsfragen. Es ist deutlich, daß Wirtschaft und dem Neoliberalismus nahestehende politische Kräfte das selbstgesteuerte Lernen nach Kräften fördern. Aus der Kultusministerkonferenz kommen sozialdemokratische Bedenken, ohne daß damit das Konzept abgelehnt würde. ”Insgesamt sollte eine Balance zwischen selbstbestimmtem, eigenverantwortlichem und selbstgesteuertem Lernen zu öffentlich verantwortetem, organisiertem und sozialem Lernen angestrebt werden.”� Die Gewerkschaften schließlich haben ihren Meinungsbildungsprozeß noch nicht abgeschlossen. Aber die aktuelle Debatte innerhalb der GEW läuft wohl darauf hinaus, unter Hinweis auf die Tradition des selbstbestimmten Lernens in der Arbeiterbewegung� sich den Begriff des selbstregulierten Lernens anzueignen und ”die stärkere Orientierung auf die Subjekte von Bildung als Chance zu begreifen.”�





4.3.2 Medien

	

Die zunehmende Bedeutung multimedialer Lernmittel hängt eng mit dem Konzept des selbstgesteuerten Lernens zusammen. Die Begründungen für den Medieneinsatz folgen den bildungspolitischen Sichtweisen des selbstgesteuerten Lernens. ”Just in time” könne gelernt werden�, aber es könne eben auch ”die Idee der Selbstbestimmung der Lernenden reaktiviert” werden.�



Die Kohl-Regierung sah ”durch die Ausprägung neuer Lernkulturen in den Unternehmen erhebliche Chancen und Wettbewerbsvorteile.”� Die SPD-Fraktion sorgte sich in ihrem Antrag vom Mai 1998 vordringlich um die Medienkompetenz als eine grundlegende Schlüsselqualifikation, die in die Lehrpläne und die Fortbildung des Lehrpersonals integriert werden müsse. Weiter heißt es : ”Teleteaching, Telelearning und das selbstgesteuerte computer- bzw. netzgestützte Lernen mit Lernsoftware müssen als Teil eines methodischen Gesamtkonzepts verankert werden. Weiterbildung kann so auch am Arbeitsplatz, vor und nach der Arbeitszeit und nicht zuletzt in Zeiten mit geringem Arbeitsanfall stattfinden. Komplementär dazu soll selbstorganisiertes Lernen aber auch – z. B. neben der Familienarbeit – gefördert werden."�



Die Festlegungen in der Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und Grünen unterscheiden sich von den Ausführungen der Kohl-Regierung insofern, als die IuK-Technologien neben der internationalen Wettbewerbsfähigkeit auch für ”ökologische Nachhaltigkeit” und für die ”weltweite Erweiterung der Freiheitsräume der Menschen ausgeschöpft und erschlossen werden” sollen. Die Medienkompetenz als Schlüsselqualifikation soll ”in einer Innovationspartnerschaft mit der Wirtschaft und mit den Ländern” verwirklicht werden.�



Bei so viel Lob des multimedialen Lernens von beiden politischen Hauptopponenten wundert es nicht, daß die kritischen Stimmen vorsichtig sind. Es geht dabei um zwei Punkte, die Frage der Chancengleichheit und die Frage der Verkümmerung von sozialer Kompetenz.



”Grundsätzlich ist auch festzuhalten, daß selbstgesteuertes Lernen einen Lernbegriff zugrunde legt, der sich hauptsächlich auf die Kategorie des ‚Wissenserwerbs‘ stützt...Soziale Kompetenzen sind im selbstgesteuerten Lernen prinzipiell nicht erwerbbar, oder präziser: Erwünschte soziale Kompetenzen werden eher ver- als gelernt. Am deutlichsten wird es am Beispiel des selbstgesteuerten Lernens mit dem PC. Hier liegt auch der deutlichste Unterschied zwischen dem selbstgesteuerten und dem selbstorganisierten Lernen; letzteres als Gruppenselbstorganisation kann – wenn dies reflexiv bearbeitet wird – im besonderen Maße soziale Kompetenzen befördern.”�



Die Frage von neuen Bildungsbarrieren ist hochaktuell. ”Schon heute hat sich mit der Ausstattung der Privathaushalte durch Computer und andere Medien, verbunden mit der Tendenz zum Selbstlernen, unter der Hand eine Privatisierung der Lern- und Lehrmittel im großen finanziellen Umfang ergeben. Das macht die Entwicklung einer neuen Schere zwischen einer regionalen, armen und bildungsbenachteiligten Bevölkerung und einer reichen globalen Wissenskaste wahrscheinlich.”� ”Schule, Hochschule und Arbeitsplatz sind derzeit die Felder, auf die sich die Aktivitäten im Zusammenhang der Förderung von Multimedia konzentrieren. Betrachtet man allerdings gesellschaftliche Problembereiche, wie die Zunahme von Arbeitslosigkeit und den Lehrstellenmangel, so wird deutlich, daß in Zukunft nur ein immer kleiner werdender Teil der Bevölkerung von den technischen Innovationen profitieren kann.”�





4.4 Rahmenbedingungen



Nicht zuletzt bei der Frage der Rahmenbedingungen erweist sich, welche Wertschätzung der Weiterbildung tatsächlich entgegengebracht wird. Einerseits läßt sich am Zustand dieser Bedingungen nicht die Diskrepanz übersehen, die zwischen öffentlich beschworener Notwendigkeit des lebenslangen Lernens und den Bedingungen ihrer Umsetzung besteht, andererseits kommen im Ausbau dieser Bedingungen die unterschiedlichen politischen Auffassungen zur Geltung.





4.4.1 Innovation



Selbstgesteuertes, multimediales Lernen ist eine der Innovationen, für die das Weiterbildungssystem stets so einheitlich gelobt wird. Innovation und Bildung werden zu Begriffspaaren, die oft im selben Atemzug genannt werden. ”Innovationen in Schule und Berufsbildung – Schlüssel zur Zukunft”� überschreibt der Vorsitzende des CDU-Bundesfachausschusses Bildung, Forschung und Kultur eine Rede. Auf Sozialdemokratisch heißt es bei der Kommission Bildung und Wissenschaft: ”Wir wollen einen neue Politik durchsetzen, die Bildung und Wissenschaft, Qualifikation und Innovation einen neuen Stellenwert gibt und unser Land wieder zukunftsfähig macht.”�



Der Begriff der Innovation wird in Dienst genommen für die Stärkung der Wirtschaftskraft und den Standortwettkampf. Peter Faulstich stellt im Zusammenhang der Globalisierung heraus, Innovation sei ”immanenter Grundzug der Kapitalakkumulation, wie sie Marx und Engels schon im ‚Kommunistischen Manifest‘ beschrieben haben.”� Gegen eine Verengung des Innovationsbegriffs auf Wirtschaftserfordernisse kommt die Kritik aus der Weiterbildungswissenschaft. Für Hans Tietgens ”verbirgt sich unter Innovation derzeit vor allem die Anpassung der Erwachsenenbildung an die Vorherrschaft des Technisch-Ökonomischen; statt dessen müßten seines Erachtens aber eher Humanität, Reflexion, Prozeßbewußtsein und eine Balance zwischen Anpassung und Widerstand im Vordergrund stehen.”� 



Peter Faulstich kritisiert, daß bei der Suche nach innovativen Konzepten unter der Hand die Unterstellung eingehe, ”daß Veränderungen notwendig und sinnvoll seien. Dies ist aber keineswegs ausgemacht. Vielmehr könnte es sein, daß eher ein Zuviel an Wandel stattfindet...Erwachsenenbildung war im linearen Modernisierungskonsens, gestützt durch den Fortschrittsgedanken, immer auch ‚Zulieferungsinstanz‘ für die funktionalen Erfordernisse anderer Partialsysteme. Insofern waren die Bezugspunkte von Innovationen angebbar. Es ging um Qualifikationsproduktion für ökonomischen Arbeitskräfteeinsatz, um Kompetenz zur politischen Beteiligung, um kulturelle Grundausstattung,” was zur mittleren Systematisierung geführt habe. 



”Nun scheint aber auch diese Tendenz zu kippen. Innovation löst sich vom Vorwärts ab... ‘Unübersichtlichkeit‘ ist nicht zufällig ein Modebegriff der aktuellen Diskussion. Angesichts unbeherrschbarer Folgen und resultierender Risiken ist der Modernisierungskonsens zerbrochen...Erwachsenenbildung ist ... insgesamt einbezogen in den Prozeß der Reflexivität der Moderne.” Unvermeidlich sei eine Reflexion wissenschaftlicher Fragen im moralischen Kontext und bezogen auf politische Diskussionen. Immer noch möglich ist eine Rahmenbindung von Erwachsenenbildung an die Tradition von Aufklärung und Demokratie...Es geht um die Entfaltung des einzelnen, Anerkennung des anderen, Verantwortung in der Gemeinschaft. Im Hinblick darauf könnte man nach ‚bildungsförderlichen‘ Innovationen suchen. Konkret geht es um Leitkriterien wie Beteiligung, Verantwortung, Finanzierungssicherung, Institutionenentwicklung, Koordination, Qualitätssicherung, Transparenz, Personalförderung, Funktionsintegration und Systemintegration ... 



Es geht nicht um das Neue, sondern um das Bessere. Daraus resultiert eine Innovationsparadoxie. Das zentrale Bildungsproblem, die Perspektive der Persönlichkeitsentfaltung, ist gebunden an die Gewinnung von Lebenschancen, d. h. auch von Zeitsouveränität. Um dafür Freiräume zu schaffen, ist es notwendig, Lernzeiten zu öffnen. Es geht dann um Muße als Raum für menschliche Entwicklung, um Aneignung von Kultur, um Bildung. Angesichts sich überschlagender Innovationsdynamik ist mehr Langsamkeit angesagt, statt Geschwindigkeitserhöhung eher Entschleunigung. Dann wäre die weitreichendste Innovation, Zeiträume für Muße zu schaffen.” �

4.4.2 Forschung



	Eng mit der geforderten Innovation in der Weiterbildung hängt die Frage der Forschung zusammen. Die Bundesregierung konzentrierte seit 1990 die Forschungsvorhaben zur beruflichen Bildung auf vier Bereiche: berufliche Weiterbildung für Zielgruppen, berufliche Weiterbildung in den neuen Ländern, berufliche Weiterbildung und wirtschaftlicher Wandel, berufliche Weiterbildung und neue Medien.� Weil die Kohl-Regierung sich ”von zu kurz greifenden ordnungspolitischen Überlegungen” leiten ließe, forderte die SPD-Fraktion auch ”eine Ausweitung der Weiterbildungsforschung. Sie muß sich mit allen Fragen des Lernens von Erwachsenen befassen, so mit erwachsenengerechter Didaktik, der Entwicklung angemessener Organisationsformen und Prüfungen, der Untersuchung von Lehrverhalten und Lernerfolg vor dem Hintergrund der Auswirkungen unterschiedlicher sozialer Lernerfahrungen, der Entwicklung von modularen Angeboten, sich wandelnden Qualifikationsanforderungen und der Verwertbarkeit von Kompetenzen auf dem Arbeitsmarkt sowie der Nutzung der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien.”� Nicht in allen Punkten gibt es dabei einen wirklichen Dissens etwa zur CDU, die ebenfalls Informationstechnik, Multimedia und Kommunikation zu einem Forschungsschwerpunkt erklärt.�



	Gegen die Tendenz, Wissenschaft und Forschung für politische Setzungen zu instrumentalisieren, kommt aus der Weiterbildungswissenschaft – vor dem Hintergrund der ”Notwendigkeit neuer intermediärer Strukturen” (s. 3.2.1) - die Forderung, an der relativen Autonomie von Wissenschaft gegenüber unmittelbaren Anwendungs- und Verwendungszwängen festzuhalten. Ein angemessenes Modell wissenschaftlicher Politikberatung, das den Situationen in Politik und Wissenschaft adäquat sei und zugleich die Chancen von Innovation befördere, stehe aus. Notwendige Entscheidungsnetzwerke – z. B. Weiterbildungsräte - müßten durch Support-Strukturen abgesichert werden. ”Angesichts der diskutierten Probleme sowohl der Marktmäßigkeit als auch staatlichen Handelns ist hier ein neues strategisches Konzept angelegt, das sich der Alternative von staatlicher Trägerschaft versus Subsidiarität entzieht und auf die Gestaltung der Rahmenbedingungen abstellt.”�



4.4.3 Supportstrukturen



”In der Tat herrscht in der Bundesrepublik auf den Weiterbildungsmärkten viel Offenheit und Freiheit, und somit gibt es für Regulierer und Verwalter ein verlockendes Betätigungsfeld.”� Den Vertretern des Marktmodells der Weiterbildung gelten Transparenz der Angebote durch Datenbanken, freiwillige Selbstkontrolle und Kooperationen der Bildungsträger vor Ort als hinreichende Unterstützungsstrukturen, um die Funktionsfähigkeit der Marktsteuerung herzustellen.� Bildungswerbung und Teilnehmerberatung erscheinen aus dieser Sicht ebenfalls sinnvoll,� neuerdings wird auch noch die Qualitätssicherung genannt.�



Ließ sich für einige der in den vorigen Abschnitten behandelten Fragen eine geringer werdende Differenz zwischen den politischen Hauptkräften feststellen, so ist dies bei den Supportstrukturen anders. Der Antrag der SPD-Fraktion im Bundestag vom Mai 1998 geht von einer besseren Planung und Abstimmung der Weiterbildungsangebote aus und stellt relativ weitreichende Forderungen. Neben Information und Beratung und der Erweiterung der Aufgaben des Bundesinstituts für Berufsbildung zu einem Bundesinstitut für Berufs- und Weiterbildung sollen Landesausschüsse für Berufs- und Weiterbildung, die eng mit den Landesarbeitsämtern kooperieren, geschaffen werden. Regionale ”Weiterbildungsdialoge”, in denen alle für Weiterbildung relevanten Institutionen zusammengeschlossen sind, sollen gefördert werden. Zu ihren Aufgaben sollen die Anerkennung der regional tätigen Einrichtungen, die Qualitätssicherung und die Abstimmung des Angebots mit den Bildungsträgern gehören. Eine verläßliche Informations- und Datenbasis soll erstellt werden.



”Mit einer regionalen Infrastruktur für Aus- und Weiterbildung läßt sich die Vision von der ”lernenden Region” verwirklichen. Dazu gehören z. B. Ausbildungsverbünde der Unternehmen, überbetriebliche Bildungsstätten, Berufsschulzentren und die Transparenz über den Bildungsmarkt. Erforderlich ist eine integrative Weiterbildungsplanung, die eng mit anderen Entwicklungslinien verknüpft werden muß (Wirtschaftsförderung, Technologietransfer und Forschungsförderung, Verbesserung der Arbeitsorganisation sowie der Wohn- und Lebensqualität). Ein wichtiges Instrument sind vor diesem Hintergrund regionale Weiterbildungsverbünde, die die wirtschaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen vor Ort kennen.”�



Die Nähe dieses Antrags zu den Forderungen eines Teils der Ländergutachten (Hessen, Bremen, Schleswig-Holstein), zur Minderheitenauffassung der Enquete-Kommission Bildung 2000 und Teilen des Konzepts der mittleren Systematisierung ist unübersehbar. Und auch zu den Vorstellungen der Grünen bestehen – nach Papierlage – keine wesentlichen Unterschiede.� Auch die Forderungen der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft zu unterstützenden Strukturen sind großteils gleich mit den Vorstellungen der neuen Regierungsfraktionen. Die GEW möchte zudem Landesinstitute für Weiterbildung etablieren.�



Am Ende des Überblicks über die Weiterbildungspolitik stellt sich also doch wieder eine politische Konstellation her, die nicht für alle, aber für viele der angesprochenen Fragen typisch ist. Dabei läßt sich nicht prognostizieren, ob diese Konstellationen auch unter den Bedingungen der neuen Regierungsmehrheit sich fortsetzen werden. 
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